
Die ganze Welt ist im Umbruch.
Der asiatische Kontinent festigt
seine Wichtigkeit und steigt in den
Olymp des Einflusses auf. Die USA,
so ungefährdet ihre Stellung auch
scheint, tut sich als grösste Volks-
wirtschaft des Erdballs mit der ei-
genen ungeheuren Ballungskraft
schwer. Anderseits wankt die
Macht von Europa, möchte es doch
mithilfe des beinahe heiligen Dau-
erprojekts «Europäische Union»
(EU) die Nummer zwei sein und
unbedingt dieselbe Leistungsquan-
tität wie die USA erreichen kön-

nen. Während
einzelne Länder
zu politischen
Kontinenten zu-
sammenwach-
sen und auch
diese immer
stärker an Be-
deutung verlie-
ren, stellt sich
die Frage nach
dem Sinn und
Zweck. Man
kann Macht,
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Einfluss und Wachstum als einfa-
che und sogar greifbare Gegeben-
heiten betrachten. Es ist möglich,
das Weltgebilde in einen einheitli-
chen systematischen Mechanis-
mus zu verpacken, wobei dennoch
ein schon fast surrealer Gedanke
übrig bleibt. Es geht um Men-
schen. Tatsächlich ist es kaum zu
glauben, denn die Gesellschaft hat
sich zum Sklaven des Systems
weiterentwickelt und zugleich
selbst abgeschafft. Man fragt sich,
ob der Mensch in diesem Eine-
Welt-System ein Auslaufmodell
darstellt. Dabei ist es an der Zeit,
sich mit diesen Gedanken zu befas-
sen und lauthals über Alternativen
zu diskutieren. Wie definieren sich
solche beim Ertönen von Begriffen
wie Globalisierung, Zentralisie-
rung, Wachstumswahn, Korrupti-
on und Imperialismus? Es sollte
sich hierbei zwingend um wichtige
Eckpunkte für eine teils auch fun-
damentale Opposition handeln, da
der Mensch in allen Rollen des Le-
bens das empfindlichste Glied ver-
körpert.

Die Tendenz, dass ein von Men-
schenhand geschaffenes halb-
wegs funktionierendes globales
System in ernsthafte Schiefla-
ge gerät, lässt sich mehrfach
beobachten.

Seit dem Jahr 2008 kann man in
dieser Hinsicht eindeutige Zeichen

deuten, zumal bis zum jetzigen
Zeitpunkt ein chronologischer
Prozess im Gang ist.

Jüngste internationale 
Entwicklungen
Die USA, Land einer sehr liberalen
Wirtschaftspolitik, vergab Unmen-
gen von Darlehen, vorzugsweise
im Immobiliensektor, und riskierte
dabei, die finanzielle Sicherheit
aufs Spiel zu setzen. Aufgrund der
äusserst freizügigen Gesetzes-
grundlagen eskalierte die Situation
und etliche Banken mussten vom

Die Finanzbranche zog Island in den Abgrund. Am Schluss bezahlt
 immer das Volk.

Staat unterstützt werden oder gin-
gen pleite. Im amerikanischen Fi-
nanzmarkt mischten zahlreiche
ausländische, international tätige
Institute mit, sodass die Banken-
krise schliesslich zum weltweiten
Problem avancierte.

Bald ist es wieder soweit!
Die SD Schweiz lädt zur alljährlichen traditionellen 1.-August-Feier ein.

Wir freuen uns, sämtliche Mitglieder, Gönner, Sympathisanten, Freunde 
mit Verwandten und Bekannten begrüssen zu dürfen. Bis bald!

SD Schweiz
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Der kleine europäische Insel-
staat Island, ein Land mit ca.
300’000 Einwohner, ging fast
zugrunde. Da die strukturstar-
ken Arbeitsplätze neben dem
primären Sektor (Fischfang
und Landwirtschaft) aus -
schliesslich in der Finanzbran-
che (tertiärer Sektor) zu finden
sind, gab es keine Ausweich-
möglichkeiten und die gesamte
Volkswirtschaft fiel faktisch
auseinander.

Staatstragende Grossbanken mel-
deten ihren Konkurs an. Werden
Investitionen verunmöglicht, so
schlägt sich dies auf die Beschäfti-
gung aus, was ein Anstieg der Ar-
beitslosigkeit zur Folge haben
kann. Natürlich blieb auch die
Schweiz mit ihren grossen Playern
UBS und Credit Suisse nicht ver-
schont. Die UBS war am stärksten
betroffen, wobei der Bund 68 Milli-
arden Franken per Notrecht spre-
chen musste. In ganz Europa
sprach man für die Rettung von et-
lichen Grossbanken Summen in
astronomischen Höhen. Durch die
globale Verknüpfung der Finanz-
produkte, welche vor allem auf
amerikanischer Seite infolge man-
gelnder Deckungsgarantie massi-
ve Verluste herbeiriefen, stiegen
die Zinsen rasant an. Liquiditäts -
engpässe bahnten sich an. Der
entscheidende Aspekt lag jedoch in
dem nun entstehenden Investiti-
onseinbruch, was sodann einen
konjunkturellen Abschwung und
schliesslich eine Rezession auslö-
ste. Hinzu kam, dass einige Staats-
haushalte, die bereits zuvor als ma-
rod eingestuft wurden, dem Druck
dieser Turbulenzen nicht stand-
hielten. Die Schulden wuchsen auf
ein exorbitantes Niveau an, sodass
aufgrund der Währungsverknüp-
fung (Eurozone) Rettungsmass-
nahmen notwendig wurden. Aus
der internationalen Finanzkrise
entstand somit die Eurokrise. Die-
se liess Europa vom Regen in die
Traufe stürzen. Die grösste Hypo-
thek stellt indes bis zum heutigen
Tag Griechenland dar. Mitte März
2012 beliefen sich die Staats-
schulden auf 370 Milliarden Euro.
Im Rahmen der Verschuldung
griechischer Banken kommen
nochmals 65 Milliarden Euro hin-
zu. Die Mittelmeernation verpasste
es über viele Jahre, den stark auf-
geblähten Staatshaushalt mit einer
ergiebigen Gesamtwirtschaft ren-
tabel zu finanzieren. Zudem ist die
Vetternwirtschaft in der öffentli-
chen Verwaltung ein risikoreiches
Ärgernis. Beamte werden mit 50
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Jahren pensioniert und erhalten 14
Monatslöhne. Portugal hat mit
denselben Problemen zu kämpfen,
wenn auch die volkswirtschaftliche
Leistungsfähigkeit um ein mini-
males besser als in Griechenland
ist. Die Schulden sind ebenfalls et-
was tiefer, wobei dennoch im letz-
ten Jahr Hilfszahlungen im zwei-
stelligen Milliardenbereich getä-
tigt wurden. Als drittes Land muss
man Irland erwähnen. Mithilfe
niedriger Steuern stieg das einsti-
ge Armenhaus von Europa zum
strukturstarken «keltischen Ti-
ger». Unternehmungen wie der In-
formatikkonzern «Dell» stehen für
diesen steilen Konjunkturanstieg.
Hingegen wuchs die Finanzbran-
che derart stark, dass die Rezessi-
on die entstandene Blase platzen
liess und den Staatshaushalt in
Mitleidenschaft zog. Dabei war die
aggressive Steuerpolitik nicht ge-
rade förderlich. Nun verbleiben
noch die beiden Grossstaaten Spa-
nien und Italien, die neben einer
überdurchschnittlichen Verschul-
dung (deutlich geringer als Grie-
chenland, Portugal und Irland) vor
allem über eine Arbeitslosenquote
in Rekordhöhe verfügen.

Spanien hat mit 23% die höchs -
te Arbeitslosigkeit des gesam-
ten EU-Raumes. Für Personen
unter 25 Jahren beträgt die
Quote satte 49%.

Auch Spanien hat eine klassische
Immobilienblase hinter sich. Ita-
lien kämpft mit einer hohen Ju-
gendarbeitslosigkeit und einer zu-
nehmenden Verschuldung (im Ver-
hältnis zur Wirtschaftskraft). Sie
beläuft sich auf 36%. Schattenwirt-
schaft und die damit einhergehen-
de Steuerhinterziehung bilden die
Ursachen der Krise im «Bel Paese».
Durch die sich über Jahre hinweg-
ziehenden bürokratischen Hürden
blieben insbesondere ausländische
Investoren fern und provozierten
eine Stagnation. Stellt sich noch
die Frage nach der Schweiz. Diese
hatte in den vergangenen Jahren
als eines der wenigen Länder in
Europa ausschliesslich positive
Jahresabschlüsse und zudem eine
Arbeitslosigkeit von 3,1% (3% bei
den unter 25-Jährigen).
Nur eine Frage ist entscheidend:
Welche Rolle spielt der Mensch in
diesem Wirrwarr von volkswirt-
schaftlichen Zahlen und Fakten?
Selbstverständlich definiert sich
Wohlstand und Wohlfahrt unter
anderem über eine geringe Staats-
verschuldung, positive Staatshaus-
halte, ein hohes Bruttoinlandpro-
dukt und eine tiefe Arbeitslosen-
quote. Hingegen greift das Argu-
ment der automatisch positiven
Situation für den Menschen als Le-

bewesen zu kurz, was aussagt, dass
man trotz positiver Zahlen eine ak-
tuelle Situation kritisieren kann
und auch muss.

Eine positive Konjunktur und
das gilt für jedes erdenkliche
Land ist nicht per se mit gren-
zenlosem Wirtschaftswachs-
tum verbunden.

Ein Handeln auf der Basis von Um-
weltschutz, sozialer Sicherheit,
Ethik, Nachhaltigkeit allgemein,
aber auch von gesellschaftlichen
Faktoren wie demokratischer Mit-
bestimmung, Unabhängigkeit oder
Sozialindikatoren wie der Suizid-
und Scheidungsrate verlangen ein
Umdenken in einer globalisierten
verökonomisierten Mitwelt, die
Opfer erzeugt, welche durch positi-
ve Wirtschaftsdaten nur bedingt
oder gar nicht zu verhindern sind.
Gerade in den letzten zehn Jahren
hat in der Schweiz ein Umbruch
mit etlichen politischen und wirt-
schaftlichen Ereignissen und Ten-
denzen stattgefunden. Diese erzeu-
gen für die einzelne Person auch
abseits der globalisierten Konjunk-
tur ein Mehrfaches an Erfolgs-
druck.

Schweizer Arbeitnehmer auf dem
Prüfstand
Zu Beginn der Nullerjahre schloss
die Schweiz mit der Europäischen
Union das Abkommen über die
freie Personenfreizügigkeit ab. In
allen möglichen Branchen konn-
ten nun Angestellte aus den ur-
sprünglichen EU-Staaten ohne Ar-
beitsbewilligung verpflichtet wer-
den. Die Folge war Lohndumping
in Tieflohnberufen oder eine zu-
nehmende Konkurrenz, die vor
 allem Hochqualifizierte aus Uni-
versitäten und Fachhochschulen
zu spüren bekamen. Zudem ver-
stärkte sich die Zuwanderung mit
der Ausdehnung der EU, sodass
bis heute jährlich ca. 80’000 Per-
sonen in den Arbeitsmarkt drän-
gen. Alle politischen Kräfte, mit

Ausnahme einzelner bürgerlich-
konservativer Exponenten, verur-
teilen jegliche Kritik an der Perso-
nenfreizügigkeit als wirtschafts-
und fremdenfeindlichen Akt, ob-
wohl der Lohndruck in den Bran-
chen des sekundären Sektors unter
anderem hiesige Primos und Se-
condos betrifft. Dagegen sind auch
oft ausländische Unternehmun-
gen, nicht selten mit Angestellten
ohne Schweizer Wohnsitz, an hie-
sigen Aufträgen beteiligt, wobei in
diesen Fällen die Missbrauchsquo-
te der Arbeitsbedingungen jeweils
sehr hoch ist und trotz ständiger
Verbesserungen der gesetzlichen
Bestimmungen (sogenannte flan-
kierende Massnahmen) nicht we-
sentlich gelindert werden kann.
Überdies sind diese Massnahmen
wiederum politisch umstritten.
Des Weiteren ist bei der Arbeitslo-
senversicherung (ALV) ein horren-
der Sozialabbau zu verzeichnen.

Seit 2002 hat man die Bezugs-
dauer des Arbeitslosentaggel-
des von 520 auf 260 Tage hal-
biert und zwar bestärkt durch
die Argumentation, dass die
Unternehmungen zu entlasten
und der Konsum zu fördern
sei.

Die Folge zeigt sich lediglich in ei-
ner Zunahme der Sozialhilfebezü-
ger, da die Arbeitslosenkasse die
Leistungen ein Jahr früher ein-
stellt. Die zweite Abbaureform im
Jahr 2010 erfolgte unabhängig
jeglicher konjunktureller Ent-
wicklung und kann deshalb nicht
als wirtschaftsfördernde Reform
hochstilisiert werden. Die Invali-
denversicherung (IV) musste sich
im Lauf der Nullerjahre immer
mehr mit Schulden überhäufen
lassen, die teilweise sogar die 10
Milliarden-Grenze überstiegen.
Kürzlich wurde die Situation mit
einer verstärkten Missbrauchsbe-
kämpfung etwas verbessert, woge-
gen die Erhöhung der Mehrwert-
steuer ein fataler Lösungsansatz

Auch der Druck auf die Arbeitsvermittlungen nimmt zu. Arbeitslose
werden schneller zur Sozialhilfe weitergeleitet.



ist. Mittlerweile ist diese bei 8% an-
gelangt. Höhere Hürden für die
Gutsprache einer IV-Leistung
(Rente oder Praktikum) sind nicht
per se schlecht. Solange jedoch,
und man muss hierbei von grossen
Unternehmungen mit einer Beleg-
schaft von über 500 Angestellten
sprechen, solche Menschen in der
herkömmlichen Arbeitswelt kei-
nen Unterschlupf finden, machen
Verbesserungen bei der Eingliede-
rung keinen Sinn, zumal das end-
gültige Ziel nicht eine obligate
Stelle mit IV-Entlöhnung sondern
eine Arbeit mit normaler Entschä-
digung sein muss. Ansonsten ver-
kommt eine Einzelperson mit ei-
nem Monatslohn von ca. 2200
Franken (gesetzliches Existenz-
minimum bei einer Rente zu
100%) zum wahrhaftigen Proleta-
rier der Gesellschaft. Ein Antrag
für Ergänzungsleistungen ändert
wenig, da sich der Betrag nur un-
wesentlich auf ca. 3000 Franken
erhöht. Eine gesetzliche Quote
von für die Anstellung von Perso-
nen mit Leistungseinschränkun-
gen wurde von den eidgenössi-
schen Räten verworfen und als
unternehmerfeindlich betitelt.
Diese Beispiele zeigen eindeutig
das Bild eines modernen Men-
schen, der im aktuellen Zeitgeist
eines fortschrittlichen Industrie-
staates zum Sklaven verkommt.
Der ethische Grundsatz einer Wirt-
schaft, die dem Menschen dienen
sollte und nicht eines Menschen,
der einer Wirtschaft dienen muss,
ist nochmals in weite Ferne ge-
rückt und erscheint mit der zu-
sätzlichen Belastung der Globali-
sierung beinahe utopisch. Die glo-
bale Vernetzung entscheidet über
die Märkte und diese ist kaum
durchschaubar und noch viel we-
niger steuerbar. Dabei sind etliche
Ereignisse von Stellenabbau und
Betriebsschliessungen bereits er-
folgt. Die brandaktuellen Massen -
entlassungen des Pharmakonzerns
Merck-Serono bilden einen nahezu
einschlägigen Beweis.

1500 Personen soll man auf-
grund einer Zentralisierung der
geografischen Konzernstruktur
frei stellen. Gerade die Pharma-
branche erzielte selbst in düs -
teren Krisenzeiten satte Gewin-
ne. Volkswirtschaftliche Grün-
de sind nirgends zu finden.

Ein weiteres Beispiel von etwas ge-
ringerer Auswirkung stellt der vor
zirka 18 Monaten getätigte Verkauf
eines Geschäftszweiges des Sicher-

heitskonzern Kaba Gilgen dar. Das
einst stark expandierende Geschäft
mit automatischen Türen und To-
ren wurde an einen japanischen
Konkurrenten verkauft, was vor-
derhand keine Verlagerung respek-
tive Abbau von Arbeitsplätzen zur
Folge hatte. Anderseits ist ein heu-
tiger Abbau von Geschäftszweigen
die Entlassungswelle von morgen.
Hierbei ist wiederum kein kon-
junktureller Grund zu erkennen,
sondern lediglich ein nicht mehr
mögliches Wachstum auf interna-
tionaler Ebene.

Gemäss Konzernleitung ist ei-
ne global führende Marktpositi-
on nicht möglich. Diese Argu-
mente sind typisch für den
«Raubtierglobalismus». Das
Kuriosum ist erneut, dass auf-
grund und trotz positiven Er-
gebnissen und wachsendem
Geschäft, solche Entscheide
unumgänglich sein sollen.

So setzte sich Kaba Gilgen etwa bei
einem Grossauftrag für die Errich-
tung automatischer Türen bei der
Pariser Metro (U-Bahn) durch.
Dem Gedeihen der Unternehmung
kommt noch eine besondere Be-
deutung zu. Es ist der Hauptver-
sorger der Region Schwarzenburg
südlich von Bern. Eine Schlies-
sung des Standorts hätte für viele
strukturschwache Gemeinden exi-
stenzielle Bedeutung, da kein Ar-
beitgeber in vergleichbarer Grösse
vorhanden ist und die Angestell-
ten in die Stadt Bern ziehen wür-
den. Fälle in dieser Form sind auch
typische Beispiele einer drohenden
Zentralisierung respektive Verstäd-
terung. Auch dieses Phänomen ist
ein Zeichen von fehlenden Alterna-
tivstrategien. Nachhaltigkeit be-
ruht auf qualitativer Entwicklung
und der Bewahrung des Bisheri-
gen. Allgemein betrachtet kommt
jede Unternehmung, die interna-
tional expandiert, in eine Situation
der Abhängigkeit. Letztlich sind
Schweizer Unternehmungen quan-
 titativ immer unterlegen, sodass
zuerst der Geschäftszweig ver-
kauft, dann fusioniert und letztlich
die einzelne Arbeitsstelle ersatzlos
abgebaut wird. Die Schweizer
Strombranche befindet sich in die-
sem Prozess. Die Nordwestschwei-
zer Atel als Nummer zwei des
Marktes (zahlreiche Kraftwerke in
Italien und Osteuropa) fusionierte
mit der Westschweizer EOS (Num-
mer vier) zu Alpiq. Die Zürcher
 Axpo (Nummer eins) liebäugelt
mit der Nummer drei der Branche,

der bernischen BKW (kontrolliert
grösstenteils den italienischen
Strommarkt). Daraus liess sich in
entfernter Zukunft eine einzige
Schweizer Superunternehmung
gründen, bevor sie dann in der
französischen EDF oder der deut-
schen E.ON aufgehen würde. Wo
wären die Arbeitsplätze? Viele Fir-
men sind auf diese Weise ver-
schwunden. Deshalb sind wachs-
tumshemmende Massnahmen von
prioritärer Notwendigkeit. Dabei
steht der Mensch als Wesen und
nicht als Produktionsfaktor oder
gar Sklave im Vordergrund. Alle
Ziele geschehen jeweils zu dessen
primärem Schutz.

Qualitatives Wachstum mit 
ökologischer und sozialer Prägung
Die Personenfreizügigkeit soll er-
satzlos gekündigt werden, da sich
die Missbräuche nicht eindämmen
lassen und die hiesige Arbeitneh-
merschaft verstärkter Konkurrenz
ausgesetzt ist. Die steigende Bevöl-
kerungszahl verbraucht auch auto-
matisch mehr Ressourcen. Eine
kurzfristig geringe Zunahme wäre
höchstens mit höheren Familien -
entschädigungen zu erreichen, zu-
mal man über eine Geburten -
zunahme die Sozialwerke sichern
könnte. Zudem braucht es eine
Stabilisierung des Baulandes auf
dem heutigen Stand. Um quantita-
tives Wachstum (Einwanderung
und Verbetonierung) zu verhin-
dern, ist der Steuerwettbewerb zu
plafonieren (Einführung von Ma-
ximal- und Minimalsteuersätzen),
sodass sich die Kantone und Ge-
meinden nicht zu stark mit Einzo-
nungen überbieten können. Es gilt
zu vermeiden, dass wie im Kanton
Zug massenhaft Infrastrukturen
geschaffen werden und folglich die
Preise und Mieten in die Höhe
schnellen, was nur den Vermögen-
den hilft. Importzölle muss man
beibehalten und den inländischen
Markt stärken. Zukunftsträchtige

einheimische Branchen, die zu-
gleich auch nachhaltig sind, sollen
von staatlichen Förderprogram-
men profitieren. Ein Beispiel ist
die Subventionierung der Land-
wirtschaft allgemein (insbesondere
biologischer Anbau) oder erneuer-
barer Energien (Einspeisevergü-
tung). Da zudem die Arbeitsbedin-
gungen human ausgestaltet sein
müssen, stellen branchenübergrei-
fende Mindestlöhne einen wichti-
gen Grundsatz dar. Staatliche Be-
triebe bilden einen gewissen
Schutz vor globalisierungsbeding-
tem Stellenabbau und sollen in 
der Integration von leistungs-
schwächeren Angestellten eine
wichtige Rolle spielen. Daher sind
Privatisierungen und teilweise
auch Auslagerungen zu verhin-
dern. Post, Swisscom und Energie-
betriebe sind entsprechende Bei-
spiele. Des Weiteren ist qualitative
Wirtschaftsentwicklung (qualitati-
ves Wachstum) zu fördern. Das Bil-
dungswesen benötigt Reformen,
sodass man die Personalbedürfnis-
se der Märkte nicht mit EU-Ar-
beitskräften deckt. Bereits Kinder
sind für diese globale Arbeitswelt
vorzubereiten. Dabei tut ein flä-
chendeckender Ausbau der Tages-
schulen not. Schulnoten garantie-
ren Transparenz. Zudem schaden
föderale Strukturen der Bildungs-
qualität.

Bei den Universitäten und
Hochschulen soll man die Zu-
lassungskriterien dem Bedarf
anpassen. Beispielsweise wür-
den etwa entsprechend begabte
Studenten für einen Lehrgang
zum Maschineningenieur, In-
formatiker oder Mediziner
(nachweisbarer Mangel) ver-
pflichtet und gefördert.

Um auf Einwanderung zu verzich-
ten, muss aus der hiesigen Bevöl-
kerung das Maximum erzielt wer-
den. Bildung ist der zentrale Roh-
stoff gegen die Globalisierung. Die-
ser Massnahmenkatalog kann auf
realistische Weise den Wirtschafts-
standort vorwärtsbringen und zu-
gleich sozial, ökologisch und
ethisch ausgestalten.
Der Mensch soll nicht länger Skla-
ve des Zeitgeistes sein. Auch wenn
sich die Ereignisse rund um den
Erdball überschlagen, so gilt es
ebenfalls im eigenen Land Miss-
stände anzupassen.
Kampf der Globalisierung und des
Eine-Welt-Gedankens!
Jetzt ist der Zeitpunkt für andere
Visionen gekommen.
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Opferschutz statt Täterschutz – Abschreckung durch härtere Strafmassnahmen!

Stellenabbau bei Merck-Serono
und kein eindeutiger Bezug auf
negative Geschäftsergebnisse.
Welches sind die wahren Gründe
der «Raubtierglobalisten»?
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Warum ignorieren wir die Wahrheit?

ich nehme ein jüngst erschienenes
Buch eines deutschen Verlags
(Kollateral-Verlag) mit dem Titel
«Die türkische Bedrohung –
Europa im Fadenkreuz des Islam»
von Christoph Henssinger zum
Anlass. Dieses Buch liess mich
wirklich wütend über unsere fort-
währende Teilnahmslosigkeit ge-
genüber dieser «Schlange» wer-
den, die wir in unserer Mitte näh-
ren, ohne dass es irgendeine we-
sentliche Reaktion aufgrund
unserer vorgeblichen demokrati-
schen Prinzipien gibt, die genau je-
ne beseitigen wollen, für die wir sie
verteidigen. Viele fragen sich, war-
um ständig die PVV an Wählerstim-
men gewinnt, und warum sie dau-
ernd von verschiedenen internatio-
nalen Zeitschriften wie dem deut-
schen «Spiegel» kritisiert wird. Er
bezeichnet sie als faschistische
Partei. Ich wähle nicht die PVV,
aber ich kann auch meine Augen
nicht vor der Realität verschlies-
sen.

Vor wenigen Jahren (2004)
wurden die Niederlande von der
bestialischen Ermordung des
Regisseurs Theo van Gogh er-
schüttert, weil er es gewagt
hatte, das Problem der Frauen
im Islam anzusprechen.

Was erwartet uns noch? 
Das arme Deutschland, die Men-
schen dort sind zu unpersönlichen
Maschinen geworden, die ihren
Glauben verloren haben. Man
könnte meinen, sie seien unbeseel-
te Zahnräder, die von früh bis spät
arbeiten, ohne zu wissen, warum
sie eigentlich leben und existieren. 

gen sind sie nicht in der Lage, die
Gefahren aller Art einzuschätzen,
die über unserer Gesellschaft
schweben. So viele Jahre lang be-
obachten wir tatenlos, wie die An-
wesenheit eines gänzlich fremden
Elements neben uns stetig an-
steigt. Das Gefährliche an der gan-
zen Situation ist nicht, dass die
Türken und Muslims überall wie
Pilze aus dem Boden schiessen,
sondern dass ihr Hauptziel ist, sich
bei uns durchzusetzen und uns ih-
re eigenen religiösen und kulturel-
len Grundsätze aufzuzwingen, wie
dieses Buch von Christoph Hens-
singer belegt.
Ich bin sehr betrübt über diese
Feststellungen, aber das Buch hat
mich wirklich erschüttert, und ich
empfehle es, damit wir endlich auf-
wachen und aufhören, dieses neue
«Schlangenei» zu streicheln, das
in unseren eigenen Ländern ausge-
brütet wird. Wir müssen endlich
aufhören, gleichgültig zu sein.

Ludwig Baumann

Dagegen überrollt eine Welle
der Islamisierung, die sich in
der Errichtung von immer
mehr und grösseren Moscheen
äussert, viele Gebiete des heuti-
gen Deutschlands, und viele
Deutsche, die vom Christen-
tum enttäuscht sind, werden
Moslems.

Aber der Durchschnittsdeutsche
scheint sich heutzutage für nichts
anderes als das Essen, Trinken und
Wohlergehen zu interessieren, des-
wegen die zahllosen Kochsendun-
gen in den deutschen Fernsehka-
nälen. Der Multikulturalismus, der
uns im Prinzip aufgezwungen wur-
de, ohne jemanden zu fragen, be-
ginnt, jede Spur unserer wahren
Identität aufzufressen. Die Islami-
sierung ist ein Genozid. Ich glaube,
dass das Problem Deutschlands
und der Deutschen heute ist, dass
sie allmählich entfremdet werden
und ihre nationale und religiöse
Überzeugung verlieren und deswe-

Minarette für die Einführung des
Muezzin-Rufes. Alles andere wäre
gelogen.

Die Baubranche – Lohndumping
trotz flankierenden Massnahmen.

Ein neues «Schlangenei» wird
heute in Europa ausgebrütet. An
dieser Stelle sei das berühmte Zitat
von Recep Erdoğan erwähnt: «Die
Moscheen sind unsere Kasernen,
die Minarette unsere Bajonette, die
Kuppeln unsere Helme und die
Gläubigen unsere Soldaten.»

Als Deutscher, der schon viele Jah-
re in der Schweiz lebt, habe ich
mich oftmals gefragt, ob sie wirk-
lich ein souveräner Staat ist, ob-
wohl wir viel erreicht haben und
ein internationaler Anziehungs-
punkt für die Gelder vieler Investo-
ren geworden sind, denn die Stabi-
lität der staatlichen Struktur und
des Bankensystems wird als Garant
für die Sicherheit der Gelder von
Investoren und Sparern aus der
ganzen Welt angesehen. Vor Kur-
zem übten wir bekanntlich unser
demokratisches Recht als Bürger
eines souveränen Staates in der
viel diskutierten Volksabstimmung
über die Frage aus, ob auf dem Bo-
den der Schweiz muslimische Mi-
narette errichtet werden dürfen,
das Symbol einer Religion, die un-
serer Kultur gänzlich fremd ist.
Und weil wir dies ablehnten, wur-
den wir zur Zielscheibe vieler in-
ternationaler Kritiker, als ob die
Ausübung des demokratischen
Rechts illegal sei und von diversen
internationalen Kreisen gesteuert
werden müsse.
Das Eindrucksvollste dabei war
freilich, dass wir zahlreiche Dro-
hungen erhielten, wie es bereits
andere Länder erlebt haben. Wer
könnte Dänemark und die Ge-
schichte um die Mohammed-Kari-
katuren vergessen, oder die Nieder-
lande mit der Ermordung des Re-
gisseurs durch Moslems, weil er es
gewagt hatte, etwas gegen ihre Re-
ligion zu schreiben, oder das Nach-
barland Österreich. Es scheint,
dass der Botschafter der Türkei
glaubt, noch immer in jener Zeit
zu leben. Herr Kadri Ecvet Tezcan
benimmt sich wie ein Sultan, als
ob er nicht nur Gast hier in Öster-
reich wäre und kritisiert Parteien
wie die ÖVP und Politiker wie Ma-
ria Fekter und Heinz-Christian
Strache von der FPÖ, von der er –
nicht mehr und nicht weniger –
Wiedergutmachung für ihre anti-
islamischen Positionen forderte,
als ob wir uns nicht in Wien, son-
dern irgendwo in Istanbul befän-
den, wo die «verschwenderische»
religiöse Freiheit bekannt ist, wel-
che die Türken den anderen reli-
giösen Minderheiten einräumen.
Das würde ich Ihnen nicht mit
grosser Empörung schreiben, aber

Geschlossen haben die Schweizer
Demokraten (SD) bei der Abstim-
mung über die Personenfreizügig-
keit vor den Folgen bei einer An-
nahme gewarnt. 
Die Versprechungen über flankie-
rende Massnahmen und die An-
wendung der Ventilklausel erwei-
sen sich heute als leere Verspre-
chungen.
Die massive Einwanderung und die
grausame Verbetonierung unseres
Landes ist heute Wirklichkeit ge-
worden. Der zunehmende Stras-
senverkehr und der steigende
Energieverbrauch sind ebenfalls
nicht wegzuleugnen.

Neue «unveröffentlichte» 
KOF-Studie
Infolge der Auswirkungen der Per-
sonenfreizügigkeit bringt nun die
Konjunkturforschungsstelle KOF
eine neue «unveröffentlichte» Stu-
die über die momentane Entwick-
lung. So sollen allein im Jahre
2012 wegen der ungebremsten
Einwanderung 42’000 Personen
aus dem Schweizer Arbeitsmarkt
verdrängt werden. Bekanntlich
sind das meist Personen ab dem
50. Altersjahr, die heute zum «al-
ten Eisen» gerechnet werden.

Damit werden in nur zwei Jah-
ren rund 66’000 Personen oder
rund 1,6 Prozent aus ihren
Stellen verdrängt.

Etwas locker meldet die KOF, dass
davon wohl 60’000 Personen aus
der Statistik verschwinden werden,
weil sie sich freiwillig aus dem Ar-
beitsprozess zurückziehen (oder
bei den Sozialämtern landen usw.)
und sich nur 6000 bei der Arbeits-
losenkasse melden. Da trifft die
Weisheit wieder zu: «Traue nur ei-
ner Statistik, die du selber ge-
fälscht hast.» Bis heute werden

Personenfreizügigkeit
und ihre Folgen
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Personenfreizügigkeit und ihre Folgen
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Ja zur Volksinitiative 
«Für die Stärkung der Volksrechte
in der Aussenpolitik
(Staatsverträge vors Volk!)»
In den letzten Jahren wird die
Schweiz insbesondere von der EU
immer stärker unter Druck gesetzt
(siehe Steuerabkommen). Dieser
Zustand hebelt die demokratischen
Volksrechte aus und führt zu einer
schleichenden Aushöhlung des
hiesigen Rechtstaates. Deshalb for-
dern die SD analog dieser Initiati-
ve, dass sämtliche Verträge, die ei-
ne verbindliche Angleichung an
übergeordnetes internationales
Recht oder entsprechend hohe fi-
nanzielle Leistungen zur Folge ha-
ben, dem obligatorischen Referen-
dum unterliegen. Auf diese Weise
gibt man dem Volk in der Aussen-
politik die Funktion als Souverän,
der letzten Instanz, wieder zurück.
Die Ja-Parole wurde einstimmig
beschlossen.

Nein zur Änderung des Bundes -
gesetzes über die Krankenversiche-
rung (Managed Care)

Die Revision des Krankenversiche-
rungsgesetzes (KVG) verlangt eine
einseitige Stärkung der sogenann-
ten integrierten Versorgung (ge-
nannt «Managed Care»). Dabei
entstehen für die Versicherten mit
anderen Leistungstypen massive fi-
nanzielle Nachteile, was sich
hauptsächlich im höheren Selbst-

genseitige Verbindlichkeit der ein-
zelnen Netzwerkkomponenten
(Netzwerk der integrierten Ge-
samtversorgung) verunmöglicht.
Zudem kann die vorgesehene Bud-
getmitverantwortung der Netzwer-
ke gegenüber den Krankenversi-
cherungen zu Qualitätsverlusten
führen.

Anstatt Leistungsabbau for-
dern die SD einkommensab-
hängige Prämien.

Die Nein-Parole wurde bei einer
Gegenstimme beschlossen.

Delegiertenversammlung der
SD Schweiz

Parolen für den Urnengang vom 17. Juni 2012

Jetzt Atomausstieg umsetzen – aber ohne Gaskraftwerke!

behalt manifestiert. Die SD spre-
chen sich gegen solche systemati-
schen Zwänge aus und fordern
den absoluten Erhalt der freien
Arztwahl. Diese wird durch die ge-

Die Delegierten der Schweizer De-
mokraten (SD) haben folgende Pa-
rolen für die eidgenössischen Ab-
stimmungen vom 17. Juni 2012
beschlossen:

Nein zur Volksinitiative «Eigene
vier Wände dank Bausparen»
Wie bei der bereits am 11. März
2012 abgelehnten Bauspar-Initiati-
ve profitieren lediglich vermögen-
de Personen von den langfristigen
Sparmöglichkeiten. Gemäss gel-
tender Gesetzgebung existieren
ausreichende Mechanismen zur
Förderung des Wohneigentums,
zumal dieses Begehren die gezielte
Finanzierung von energetischen
Massnahmen vollends ausklam-
mert. Die Nein-Parole wurde ein-
stimmig beschlossen.

Gleiche Qualität für alle bei freier
Arztwahl. Nein zum Managed
 Care-Zwang!

Bausparen – welcher Nutze hat
die Allgemeinheit?

Stärken wir die Schweizer Interessen mit einem Ausbau der Volksrechte.

nämlich die Ausgesteuerten stati-
stisch nicht erfasst.

Verschlechterung der künftigen
Wirtschaftslage
Der Grund für die Verschlechte-
rung liegt darin, dass der Zustrom
von Stellensuchenden aus dem
Ausland trotz oder gerade wegen
der schwachen Konjunktur anhält.

2012 und 2013 werden gemäss
KOF 29’000 zusätzliche Grenz-
 gänger und Saisonniers beschäf-
tigt. Hinzu kommen über diese
zwei Jahre rund 90’000 normale
Zuwanderer. Wegen der steigen-
den Rationalisierung dürften je-
doch weitere 15’000 Stellen
wegfallen.

Bereits hat Frau Doris Bianchi, zu-
ständige Sekretärin des Schweize-
rischen Gewerkschaftsbundes, dar-
auf reagiert. Sie verlangt keine
Einschränkung der Zuwanderung.
Da kann man sich nur noch fragen:
Ist den Gewerkschaften und Sozi-
aldemokraten noch zu helfen? Be-
troffen von der Zuwanderung sind
doch vor allem die Arbeitnehmer
und nicht deren Bosse wie Paul
Rechsteiner und die übrigen SP-
Funktionäre.

Kurt Koller, Lichtensteig  

Gewalt gegen Polizei
wieder deutlich gestiegen

In den letzten Jahren ist der Re-
spekt gegenüber der Polizei in al-
len gesellschaftlichen Schichten
gesunken. War ein Polizist früher
noch eine Respektsperson wird er
heute oft angepöbelt oder sogar
tätlich angegriffen. Erst kürzlich
wurden in Bern Polizisten mehr-
fach mit Steinen und Flaschen aus
dem Hinterhalt attackiert. Die
traurige Bilanz: Vier verletzte Poli-
zisten innerhalb einer Woche.

Griffigere Massnahmen und mehr
Personal
Es ist höchste Zeit, dass die Politik
den Polizistinnen und Polizisten
den Rücken stärkt und griffigere
Massnahmen einführt. Dazu zählt

der VSPB auch die überfällige Auf-
stockung der Polizeibestände: «Die
Polizei muss wieder mehr Präsenz
zeigen. Doch das ist mit den aktu-
ellen Beständen nicht möglich, zu-
mal wegen der neuen Strafpro -
zessordnung immer mehr admini-
strative Aufgaben erledigt werden
müssen», betont Max Hofmann
und fügt hinzu: «Wir anerkennen,
dass die Politikerinnen und Politi-
ker auf dem richtigen Weg sind.
Aber das reicht uns noch nicht.
Jetzt braucht es griffige Massnah-
men und mehr Personal, denn die
Zeit des Redens ist definitiv vor-
bei.»

Verband Schweizerischer
Polizei-Beamter
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Griechenland – der Sündenbock für die Systemkrise!

Alle Augen richten sich zurzeit auf
Griechenland; scheinbar ist seine
Bevölkerung, sind seine Politiker
für den neuerlichen Absturz des
Finanzsystems verantwortlich.
Doch ist sofort die Frage zu stel-
len, ob diese vordergründige
Schuldzuweisung nicht allzu ober-
flächlich sei.
Tatsächlich trugen die EU und ihr
angeblich unabhängiger Finanz-
arm, die Europäische Zentralbank
EZB, massivst zu den nun aus dem
Ruder laufenden Fehlentwicklun-
gen bei. Dies ungeachtet der War-
nungen reputierter Ökonomen u.a.
mittels einer hochriskanten und
dem schnellen Geld Vorschub lei-
stenden Billig-Geld-Politik in ei-
nem künstlich eingeebneten Wäh-
 rungsraum. Als Motor wirkten da-
bei auf Hochzins-Kredite ausge-
richtete Geldgeber, das heisst
national und international tätige
Banken, Hedge Fonds etc. im Ver-
bund mit eingebetteten Rating-
agenturen. Seit der 1971er-Ent-
koppelung der Währungen von Re-
alwerten stand ihnen als Treibstoff
das aus dem Boden gestampfte und
zusehends wertlosere staatliche
und private Schuld(Kredit)geld zur
Verfügung. Ungeachtet der real-
wirtschaftlichen Gegebenheiten
und Bedürfnisse gewöhnten sie
sich an zusehends leichtsinnigere
Kreditvergaben im Konsumsektor
und im Wohnungsbau. Je tiefer
die Kreditratings, desto höher die
Zinserträge der «Junk Bonds»
und der (durch «Credit Default
Swaps» und anderen undurch-
sichtigen Instrumenten «abgesi-
cherte») Staatsanleihen. Dies
führte zu immer weniger verkraft-
baren privaten und staatlichen
Schulden. Schliesslich mussten
die betroffenen Länder (inkl. der
Schweiz) und der IWF systemrele-
vante Geldgeber vor dem Konkurs
retten. Und damit sind wir in der
Staatsschuldenkrise gelandet!

Die Banken aber präsentieren
sich frech als Opfer der Krisen,
die sie wesentlich mitverschul-
det haben und zahlen weiterhin
exorbitante Saläre und Boni
aus. 

Valentin 
J. Oehen,
e. Nationalrat,
Köniz

Immer mehr Sparpakete. Wie lässt
sich Griechenland noch retten?!

leicht manipulierbaren Völkerbrei
(Einwanderungskontinent!) zu
entwickeln. Gleichzeitig fand eine
massive Umverteilung der Mittel
aus dem Mittelstand zu den super-
reichen Herrscherfamilien statt.

Wie seinerzeit in Island entwickelt
sich jetzt in Griechenland, aber
auch in den weiteren gefährdeten
Staaten wie Spanien, Portugal, Ir-
land und Italien, in der Slowakei
und sogar in Frankreich (Front Na-
tional! – F. Hollande als neuer Prä-
sident!) der öffentliche Widerstand
gegen die geplante Krise mit dem
absoluten Sparkurs, der in eine tie-
fe Depression münden muss. Er
führt zu einer gesellschaftsdesta-
bilisierenden Jugendarbeitslosig-
keit und damit zur grössten aller
möglichen Ressourcenverschwen-
dung. Die tiefe Depression aber
führt allzu leicht zum «bewähr-
ten» Mittel des Krieges. Wie die
jüngste Vergangenheit beweist,
lässt sich ein Kriegsgrund relativ
rasch und leicht aufbauen respek-
tive einen Gegner finden. Das be-
deutet zunächst auch Rückschläge
für die aus dem Hintergrund mani-
pulierenden Herrscherfamilien.
Deshalb jetzt die wütenden Aus-
brüche eines Herrn Trichet und die
orientierungslosen Ausfälle einer
Angela Merkel gegen die letztjäh-
rig geplante Konsultierung des
Volkes über die aufoktroyierten
Sparpakete. Das Beispiel «Island»
sitzt den Machthabern offenbar
noch in den Knochen. Ob für oder
gegen einen Verbleib Griechen-
lands in der EU, jede demokra -
tische Entscheidung kommt für
die aktuellen Machthaber einem
Scher bengericht gleich. Dies um-
so mehr, als ein solcher demokra-
tischer Entscheid beweisen könn-
te, dass auch eine kleine, geschä-
digte Volkswirtschaft auf ihrem ei-
genen Weg und aus eigener Kraft
wieder ins Gleichgewicht kommen
könnte. Ja, dass die Wiedergewin-
nung der eigenen Souveränität
und einer eigenen Währung
durchaus zu einem Ausweg aus
der Krise führen könnte. Das da-

mit verbundene Nachahmungsrisi-
ko ist für die geheimen Herrscher
(der Hochfinanz) inakzeptabel, die
Gefahr eines Flächenbrandes zu
gross. Deshalb die ungehaltenen
Reaktionen und die rücksichtslose
Fortführung, ja Intensivierung,
der Verschuldung von noch relativ
gesunden Volkswirtschaften wie
Deutschland, den Niederlanden,
Frankreich und der Schweiz.
(Trotzdem die Schweiz nicht Mit-
glied der EU ist, muss sie hier auf-
geführt werden. Denn längst haben
die lieben Nachbarn entdeckt, dass
es nur ein wenig Druck braucht,
um den schweizerischen Bundes-
rat und besonders die beiden
 Gross banken zum Einknicken zu
bringen. Und schon fliessen die Mil-
liarden in das Fass ohne Boden – ge-
nannt IMF – und die schweizerische
Rechtsordnung wird schmählich zu
Gunsten der Justiz in den USA, in
Deutschland und anderswo verra-
ten.) Und weil das Geld ja nicht ver-
schwindet – es kommt lediglich in
andere Hände (Computer!) – wer-
den damit einmal mehr die Super-
reichen beglückt.

Philosophische Splitter: Es gibt
die böse Aussage, dass nichts auf
dieser Welt – seien es Kriege oder
Krisen – passiere, das nicht von
jemandem geplant worden sei! Da-
bei sei an die beiden Weltkriege,
die Wirtschaftskrisen der 20er-Jah-
re, aber auch an die jüngeren Kri-
sen (Argentinien, Lehmann-Pleite
usw.) und die aktuelle Krise ge-
dacht. Namen wie Rockefeller,
Rothschild, Morgenstern, Kissin-
ger, Brzezinsky, Warburg und
Greenspan sind dabei nicht zu
übersehen. 

Jan van Helsing formuliert das so:
«Weltwirtschaftskrisen werden ge-
plant und über die Medien und das
Internet ausgelöst. Innerhalb we-
niger Stunden werden somit Zig-
Milliarden verdient. Das Geld
wechselt einfach nur seinen Besit-
zer, es geht nicht verloren. Es ist
die schnellste Form, um ungeheu-
er grosse Mengen an Geld noch
mehr zu privatisieren.» Und: «Es
wird wieder einen Crash geben.
Und es ist klar, dass die USA den
Dollar als Basis für eine Weltwäh-
rung haben wollen.»

Professor Walter Wittmann führt
in seinem jüngsten Buch «Super
Krise» aus: «So geht es in der glo-
balen Wirtschaft Schlag auf
Schlag: Der Immobilienkrise in
der USA folgte eine weltweite Fi-
nanzkrise, 2008 kam dann der

Die tieferen Ursachen

Die ganze Entwicklung begann
1913 mit der Gründung der FED,
die Paul Wartburg an der Spitze ei-
ner Bankiergruppe durchsetzte.
Das in private Hände gelegte
Recht, Geld zu schöpfen, bedeute-
te nicht nur eine Missachtung ver-
fassungsrechtlicher Vorgaben,
sondern auch einen grundsätzli-
chen Verrat der Interessen der be-
troffenen Völker.
So ist auch der Verlauf des 1. und
2. Weltkrieges, die Katastrophe der
Versailler Verträge, die Hilfe an
Hitler und seiner Partei, die Ver-
mögenskonfiszierung durch das
amerikanische Verbot des Goldbe-
sitzes, die sukzessive Lockerung
der Silber- und Golddeckung des
umlaufenden Papiergeldes, die to-
tal verrückte Erhöhung der Geld-
menge auf das sechzig- ja hundert-
fache der Realwerte der Volkswirt-
schaften in den letzten 20 Jahren
und der 1971 erfolgte unbedachte
Ausstieg aus der Golddeckung
durch Präsident Nixon zu erklären.
Verschiedene amerikanische Präsi-
denten erkannten diese Zusam-
menhänge sehr wohl. Würde der
heutige Präsident Obama mit dem
von ihm propagierten Wandel
ernst machen, käme er um eine
politisch kaum verkraftbare Be-
schneidung der Macht der Verei-
nigten Staaten und der systemtra-
genden Banken ebenso wenig her-
um wie um eine Beschränkung des
Zinsgeschäftes.
Lincoln hat dies mit der Einfüh-
rung des berühmten Greenbacks
getan. Er wurde am 14. April 1865
ermordet. Kennedy kam gar nicht
mehr dazu, seine geplante Finanz-
reform umzusetzen. Er wurde am
22. November 1963 in Dallas um-
gebracht. James Garfield wurde
1881 erschossen, nachdem er die
folgende Erklärung abgegeben
hatte: «Wer immer die Geldmenge
kontrolliert, ist in jedem Land der
absolute Herr über die gesamte
Industrie und den Handel.» Man
sieht, amerikanische Präsidenten,
die sich mit den Banken anlegen,
leben gefährlich. So kann man
über Obama ruhig sagen: «No, he
can’t. Entweder er lässt den Wan-
del fallen oder er überlebt ihn
nicht!»

Über die zweifelhafte Schaffung
von «Wohlstand auf Pump» in den
letzten 20 Jahren gelang es den
herrschenden finanzmächtigen
Familien Europas und der USA,
das klassische Europa der Vater-
länder zu liquidieren und einen
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Crash und seit 2009 geht das Ge-
spenst vom Staatsbankrott um.»
Und: Dabei wird das (marktwirt-
schaftliche) Verursacherprinzip auf
den Kopf gestellt. Jene, die für die
Schuldenkrise verantwortlich sind,
werden (noch) nicht zur Kasse ge-
beten. Die Kosten werden auf die
Steuerzahler noch leistungsfähiger
Länder, dominant Deutschland,
ausgelagert. Seit dem Ausbruch
der Schuldenkrise ist eine giganti-
sche Spekulation mit CDs im Gan-
ge. Daran beteiligt sind herausra-
gend Investmentbanken und Hed-
ge Fonds. Nahezu ausschliesslich
sind Fremdmittel im Einsatz, man
riskiert kaum Eigenmittel. Es ist
sozusagen ein gefundenes Fressen
für die CDs-Spekulation.»

Professor Fredmund Malik sieht
den Kern des Ganzen im Sharehol-
der-Value-Denken. Nach seinen
Aussagen ist der Shareholder Value
überhaupt kein Mass für die reale
wirtschaftliche Leistung und er ist
für das Top-Management systema-
tisch irreführend. 
«Der vermeintliche Wirtschafts-
boom am Ende des letzten Jahr-
tausends war kreditgesteuert. No-
tenbanken haben mit ihrer Nied-
rigzinspolitik eine völlig falsche
Politik betrieben. Das Denken in fi-
nanziellen Dimensionen gewann
die Oberhand, auch in der Unter-
nehmensführung. Zynisch gesagt:
Der Mensch ist degradiert worden
zum Barwert seiner Lebensversi-
cherung minus Beerdigungskos -
ten.»
Nach seinen Aussagen ist der Tief-
punkt der Entwicklung um
2015/2016 zu erwarten. Die Wirt-
schaftsleistung werde dann um 30
bis 50 Prozent niedriger sein als
heute. Er erwartet eine teuflische
Abwärtsspirale. Dabei müssten die
unhaltbaren Kredite im Umfang
von über 100 Billionen Dollar li-
quidiert werden. Eine politische
Radikalisierung in dieser Situation
betrachtet Malik als die grosse Ge-
fahr.

Michael Morris zitiert Jim Willie,
Statistiker, und führt aus: «Noch
nie in der modernen Welt waren
die Staatsschulden so vieler Natio-
nen auf so grotesken Treibsand ge-
baut. Das geht weit über Griechen-
land, Irland und Portugal hinaus –
Symbole kleiner, unbedeutender
Nationen, für die eine kleine An-
zahl anderer Nationen grössere
Opfer bringen wird. Mit der Aus-
breitung der Staatsschuldenkrise
wurde aber zudem deutlich, dass

auch Italien, Spanien, Frankreich
sowie viele andere Nationen unter
dem Druck der verbrieften Staats-
schulden zu leiden haben… Gros-
se Extremereignisse erwarten
uns.»
Die führenden Politiker und Jour-
nalisten wissen, dass wir am Ab-
grund stehen. Sie wissen, dass
der Euro und die EU nicht mehr
zu retten sind, aber sie tun nach
wie vor so, als wäre das Problem
mit ein wenig Sparen und ein
bisschen Einprügeln auf die Grie-
chen lösbar. Politik und Presse las-
sen die Bevölkerung absichtlich
ins offene Messer laufen! Warum?
Weil sie alle – wissend oder unwis-
send – den Herren dienen, die all
das absichtlich genauso inszeniert
haben.

Und wie wird das alles enden?
Die Armut steigt selbst in Mitteleu-
ropa rasant an. Während wir – die
Bevölkerung in Gefahr sind, alles
zu verlieren, wird eine Handvoll
von Bankiersfamilien immer rei-
cher und mächtiger. Ihnen gehö-
ren in zunehmendem Masse alle
auf dieser Welt wichtigen Realwer-
te – von den Energieträgern bis
zum Ackerland, von den Gross-
konzernen der Industrie bis zu
den Medien-Konglomeraten.
Schon lange sind wir im Faden-
kreuz geldhungriger Wirtschafts-
hyänen der «befreundeten» Gross-
 mächte. Es fing an mit der Erpres-
sung der Schweiz wegen angebli-
cher Mitschuld an den Verbrechen
der Nazis gegenüber dem jüdischen
Volk, über die angeblich vermissten
Vermögen jüdischer Naziopfer, die
einfachheitshalber allesamt in der
Schweiz vermutet wurden, dem
Zwang, einen wesentlichen Teil un-
serer Goldreserven (Währungs-
gold!) zu einem Schundpreis zu
verkaufen und jetzt dem Druck auf
unser Bankgeheimnis.

Und es erreichte einen vorläufigen
Höhepunkt mit dem als Befrei-
ungsschlag angepriesenen und gar
zum Staatsvertrag angehobenen
UBS-Ukase, dem illegalen Verrat
von rund 4800 UBS-Kunden an
die US-Steuerbehörde IRS (illegal
deshalb, weil seitens der USA der
Schandvertrag gar nie in Kraft trat
und die Daten deshalb rechtswid-
rig geliefert wurden). Noch nicht
klar ist, mit wie viel weiteren Milli-
arden Ablasszahlungen die neuste
Globallösung zur Abgeltung an-
geblicher Verletzungen amerikani-
schen Rechts durch Schweizer
Bankiers zu Buche schlagen wird.

Klausel. Aber vielleicht wissen uns
die alten Griechen mit ihrem
Scherbengericht zu inspirieren.

Pickelhartes Beharren auf unse-
ren Rechtsgrundsätzen und den
gültigen Verträgen gegenüber den
USA, Deutschland und der OECD
ganz allgemein, die bewusste För-
derung der Beziehungen mit den
zukünftigen Schwergewichten der
Weltpolitik (China, Indien, Russ-
 land usw.) waren und sind die ein-
zig gültige Antwort auf die ange-
sprochenen Erpressungen, denen
gewiss weitere folgen werden. 
Völlig offen bleibt, ob die in aller
Eile neu ausgehandelten Doppel-
besteuerungsabkommen mit ei-
nem Dutzend OECD-Ländern
 tatsächlich den Befreiungsschlag
bedeuten und die Schweiz vor
 weiteren «Grauen Listen» schüt-
zen werden.
Der weltweit bekannte Vermögens-
verwalter Marc Faber erklärte,
dass möglicherweise eines nicht
allzu fernen Tages den Schweizer
Anlegern das Gold auf Druck der
Amerikaner weggenommen wer-
den wird. Angesichts der voraus-
sichtlich lange dauernden Rezes -
sion ist es auch ein klägliches
 Versagen unserer Regierung, dass
die möglichen Notbremsen gegen
die Einwanderung nicht gezogen
werden.

«Gouverner c’est prévoir(!)»… ist
unserem Bundesrat wieder einmal
in Erinnerung zu rufen. Zu-
kunftssicherung für sein Volk
sieht anders aus, als das, was er
uns seit Jahren vorlebt!

Colin Powell forderte die Schweiz
anlässlich eines Vortrages in Win-
terthur am 5. Januar 1998 auf, den
Erpressungen nicht nachzugeben,
selbst auf die Gefahr hin die Bank-
lizenzen in den USA zu verlieren.
Dieser Rat wurde von den Topban-
kern rundweg abgelehnt, da sie um
die Einkünfte aus dem US-Ge-
schäft fürchteten. Damit sind wir
zum Ziel immer weiterer Erpres-
sungen geworden, da man ja nun
allgemein weiss, dass der Klein-
staat Schweiz in die Knie zu gehen
pflegt, wenn nur die Drohungen
hart genug formuliert werden.
Interessant ist zu wissen, dass un-
sere damaligen Peiniger – Hevesi,
Singer und Fagan – zwischenzeit-
lich wegen Vermögensdelikten
verurteilt worden sind. Von einem
Bundesrat mit etwas mehr
Schneid und Courage wären diese
Grossmäuler seinerzeit sofort zu
«Persona non grata» erklärt und
mit einem Einreiseverbot belegt
worden.

Zudem war unser Bundespräsi-
dent so nett, in vorauseilendem
Gehorsam Milliarden für inter-
nationale Zwecke zur Verfü-
gung zu stellen und der Ge-
samtbundesrat überbot sich
mit Solidaritätsbeiträgen an die
neuen EU-Staaten (Kohäsions-
millionen).

Für weitere fahrlässige diplomati-
sche Landesverratshandlungen
gibt es für eine entsprechende
Sanktionierung in unserer Verfas-
sung leider keine Impeachment-

Gebt den Griechen die Drachme zurück – für ein Europa der Nationen!
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Dringliche Motion
Verlegung der Tramhaltestelle Bärenplatz von

der untern Spitalgasse in die obere Marktgasse
Im Jahr 2013 wird bekanntlich die
Marktgasse neu gepflastert und die
Tramgeleise bis zur Haltestelle Bä-
renplatz erneuert. Bei dieser Gele-
genheit könnte ohne zusätzliche
Beeinträchtigung des Tram- und
Fussgängerverkehrs die ungünsti-
ge Verteilung der Tramhaltestellen
zwischen Bahnhof und Zeitglo -
ckenturm korrigiert werden.
Ich fordere deshalb den Gemein-
derat auf, die Tramhaltestelle Bä-
renplatz von der untern Spitalgas-
se in die obere Marktgasse zu ver-
legen.
Begründung:
Die Distanz zwischen den Halte-
stellen Bahnhof und Bärenplatz
(am heutigen Standort) ist wohl
die kürzeste des ganzen BernMo-
bil-Streckennetzes. Sie bietet we-
nig Nutzen, da sie problemlos auch
zu Fuss zurückgelegt werden
kann. Bei den bahnhofwärts fah-
renden Trams ist die Distanz auf-

grund der verschobenen Haltestel-
len noch kürzer. Dagegen gibt es in
der Marktgasse heute keine Tram-
haltestelle. Die Marktgasse ist als
eine der zentralen Einkaufsgassen
Berns ein stark frequentierter Ziel-
 ort des Publikumsverkehrs, wohl
kaum sehr nachstehend der Spital-
gasse. Letztere würde auch nicht
viel verlieren, da sie vom Bahnhof
oder der neuen Tramhaltestelle
weiterhin sehr gut erreichbar blie-
be. Die zwei Streckenabschnitte
zwischen Bahnhof und Zytglogge
sind heute sehr einseitig unterteilt
(mindestens 1/3 zu 2/3).

Begründung für die Dringlichkeit:
Da die geforderte Verlegung mit
der anfangs 2013 beginnenden
Marktgass-Sanierung koordiniert
werden müsste, besteht Dringlich-
keit.

Robert Meyer, Stadtrat, 
Präsident SD Stadt Bern

Asylanten-Kriminalität: Der Kanton
Luzern leitet härtere Gangart ein!

Schluss mit dem «Asylanten-Schmusekurs» der Aargauer Regierung!
SD Aargau fordern ein Handy-Verbot für kriminelle und renitente Asylanten.

Was der Kanton Luzern kann,
kann auch der Kanton Aargau!
Der Kanton Luzern prüft ein
Handyverbot für kriminelle und
renitente Asylanten. Genau eine
solche Massnahme verlangen die
SD Aargau vom Aargauer Regie-
rungsrat.

Es ist doch nicht von der Hand zu
weisen; die Kriminalität bei Asy-
lanten hat dramatische und nicht
mehr verantwortbare Ausmasse
angenommen. Die vom Regie-
rungsrat in den letzten Monaten
eingeleiteten Massnahmen zur Be-
kämpfung der Kriminalität – in-
nerhalb und ausserhalb von Asyl-
unterkünften – sind sicher gut ge-
meint, aber völlig unwirksam. Sie
dienen wahrscheinlich nur dazu,
die Bevölkerung zu beruhigen.
Schlagzeilen in den Medien wie:
Der Sozialdienst greift durch!
Oder: Razzia in Asylunterkünften –
Polizei findet Drogen, Handys und
Falschgeld, werden wir – sofern die
Exekutive nicht ein umfassendes

Kanton Bern

Kanton Aargau

sicherheitspolitisches Konzept
entwickelt – erneut von ähnlichen
Hiobsbotschaften Kenntnis neh-
men müssen. Der Kanton Aargau
ist kein Eldorado für kriminelle
und renitente Asylanten. Die Si-
cherheit der Bevölkerung hat nach
Meinung der SD Aargau absolute
Priorität!
Die SD Aargau fordern den Regie-
rungsrat deshalb unmissverständ-
lich auf, eine härtere Gangart bei
kriminellen und renitenten Asy-
lanten einzuleiten – so wie es ge-
genwärtig der Luzerner Regie-
rungsrat beabsichtigt; nämlich ein
Handyverbot! Sicher nicht unter
dem Begriff Menschenrecht gehört
bei Asylanten der Besitz von Hand-
ys. Mit Handys und anderen Kom-
munikationsmitteln lassen sich
Gewalttaten, Diebstähle, Einbrü-
che, Drogenhandel usw. unauffäl-
lig abwickeln. Holderbank lässt
grüssen!

René Kunz, Grossrat, Präsident
SD Kanton Aargau, Reinach

Kanton Zürich

Votum von Christoph Spiess: Schluss mit Standortförde-
rung – die Agglomeration Zürich ist schon viel zu gross!

Uns Schweizer Demokraten stört
nicht die «Umfokussierung» der
Standortförderungs-Organisation
«Greater Zurich Area». Für uns
geht es vielmehr um ein grund-
 sätzliches Problem:

Zürich leidet nicht gerade unter
dem Problem, ein unattraktiver
Standort für Unternehmen zu sein.
Die Anziehungskraft unserer Stadt
samt Umfeld ist im Gegenteil so
gross, dass der Siedlungsdruck auf
die Landschaft ständig zunimmt.
Die Zerstörung von Landschaft
und natürlichen Lebensgrundla-
gen (namentlich des Bodens als Er-
nährungsbasis) hat bedenkliche
Ausmasse angenommen, und es
gibt leider keinerlei Anzeichen für
eine Besserung. Die Verdichtung
der Siedlungen vermag das kaum
zu bremsen, hat aber zur Folge,
dass der Dichtestress für die Men-
schen immer drückender wird. Die
beiden Postulanten von Geschäft
11 weisen zu Recht auch auf die
schädlichen Folgen der Dauer-
wachstumspolitik in den Berei-
chen Wohnungsmarkt, Bildungs-
wesen und Überlastung der Ver-
kehrsinfrastruktur hin. Seitens der
Wirtschaft wird unablässig über ei-
nen Mangel an qualifizierten Ar-
beitskräften geklagt. Welchen Sinn
hat es unter solchen Umständen,
auch noch Steuergeld auszugeben,
um noch mehr Unternehmungen
nach Zürich zu locken? Die bereits
hier ansässigen Menschen, welche
arbeitslos sind, werden ja trotzdem
nicht wieder ins Erwerbsleben in-
tegriert. Wieso sollten sich die neu
zuziehenden Unternehmen auch
darum bemühen? Das kostet, so-

weit es überhaupt gelingen kann,
viel Geld. Es ist wesentlich billiger
und aufgrund der Personenfreizü-
gigkeit und des im internationalen
Vergleich hohen Lohn- und Kauf-
kraftniveaus leider auch problem-
los möglich, nach Belieben schon
fertig ausgebildetes Personal von
auswärts zu rekrutieren. Mit ande-
ren Worten, wir geben Geld aus,
um Arbeitsplätze zu generieren,
die nur mittels andauernder Zu-
wanderung überhaupt besetzt wer-
den können. Der Bevölkerungszu-
wachs bringt zwar mehr Steuerein-
nahmen, macht aber auch hohe In-
vestitionen in den Ausbau der
öffentlichen Infrastruktur nötig.
Diese zusätzliche Infrastruktur
muss nachher langfristig unterhal-
ten werden. Das Resultat ist auch
in finanzpolitischer Hinsicht ein
klassisches Eigengoal. Standortför-
derung ist in Randregionen sinn-
voll, die unter Arbeitsplatzmangel
und Entvölkerung leiden, aber si-
cher nicht für eine wirtschaftlich
völlig überhitzte Agglomeration.
Wir Schweizer Demokraten bitten
Sie einmal mehr, diesem Spuk ein
Ende zu setzen und die stadträtli-
che Subventionsvorlage für
«Greater Zurich Area» abzuleh-
nen.

In der Ratsdebatte gab es grossen
Widerstand gegen die Vorlage, wo-
bei allerdings ein grosser Teil der
Nein-Stimmen von Kräften wie der
SVP stammte, die nur kritisieren,
«Greater Zurich Area» fördere das
Dauerwachstum noch zu wenig…
Schliesslich wurde der Subvention
für GZA mit 65 gegen 54 Stimmen
zugestimmt.

Standortwettbewerb fördert Verbetonierung.

Man holte Arbeitskräfte und es kamen Probleme!



Seite 10 Schweizer Demokrat Nr. 6  Juni 2012

Ja zur Initiative
«Staatsverträge vors Volk»

2010 hat die Schweiz 384 interna-
tionale Verträge abgeschlossen.
Viele dieser Verträge sind unnötig,
kontraproduktiv und/oder unter
Druck zustande gekommen. Ande-
re werden von den Vertragspart-
nern nach Belieben gebrochen
oder «nachverhandelt». Zudem
werden internationale Verträge
mitunter zur Aushebelung des
Volkswillens benutzt. Zwei Beispie-
le können genannt werden:

Der vom Bundesrat nach wie
vor angestrebte für die Schweiz
äusserst nachteilige EU-Bei-
tritt hätte an einer Volksab-
stimmung keine Chance.

Aber Moritz Leuenberger sagte
während seiner Zeit als Bundesrat
ganz offen, dass die Schweiz nun
einen Vertrag nach dem anderen
mit der EU abschliessen würde,
und zwar bis die Mitgliedschaft
Tatsache sei. Von dieser unsägli-
chen Doktrin haben sich Bundes-
rat und -verwaltung nie distan-
ziert. Bundesrätin Widmer-
Schlumpf verdankt ihre Wahl den
Linken.

Um Bundesrätin zu bleiben,
muss sie deren Forderungen
berücksichtigen. Dazu gehört
die Abschaffung des Bankge-
heimnisses. Dieser Absicht
würde das Stimmvolk aber nie-
mals zustimmen.

Internationale Verträge – im Fall
USA sogar das Notrecht – sollen es
trotzdem möglich machen: Wid-
mer-Schlumpf führt das «Werk»
ihres überforderten Vorgängers
Hans-Rudolf Merz zu Ende und
gibt das Bankgeheimnis dem Aus-
land gegenüber de facto preis.
Wenn gegenüber ausländischen
Steuerbehörden das Bankgeheim-
nis aufgehoben wird, dann soll
dies auch für unsere Steuerbehör-
den gelten, wird dann ihre Argu-
mentation lauten. Und schon wäre
das Bankgeheimnis auch im Inland
Geschichte und wir hätten so ganz
ohne Volksabstimmung den gläser-
nen Bürger! Um die direkte Demo-
kratie zu stärken und unbedachte
für uns schlechte Verträge zu ver-
meiden, sollten wir dieser Initia -
tive zustimmen.

Otto Weiersmüller, Uetikon

Votum von Gemeinderat Christoph Spiess: Kein Experi-
mentieren mit neuen Formen von Fussgängerstreifen
Sinngemässe Zusammenfassung
eines frei gehaltenen Votums.
Das Postulat von Marcel Schön-
bächler und Karin Weyermann
(CVP) ist gut gemeint, aber abzu-
lehnen: Die Zahl der Verkehrsopfer
hat stark abgenommen. Natürlich
ist jeder schwere Unfall einer zu-
viel, aber absolute Sicherheit gibt
es leider nie. Verbesserungen sind
immer gut, doch was vorliegend
gefordert wird, schadet der Sicher-
heit im Strassenverkehr eher als
diese zu erhöhen. Fussgängerstrei-
fen sehen überall im In- und Aus-
land so aus, wie wir sie heute alle
kennen. Versuche mit anderen  
 Signalisationsformen würden die

 Autofahrer verwirren und die Un-
fallgefahr vergrössern. Die Stadt
hat schon in der Vergangenheit
ungeschickt mit neuen Signalen
und Markierungen herumexperi-
mentiert, die es offiziell gar nicht
gibt. An der Schaufelbergerstrasse
in Wiedikon etwa hat es zwei Stras-
senverengungen, bei denen in
gräulicher Farbe eine Art Strassen-
übergang markiert ist, der aber in
Wirklichkeit gar keiner ist. Experi-
mente mit Signalen und Markie-
rungen schaffen Probleme in der
Rechtsanwendung. Lassen wir also
die Finger davon. Das Ziel der Po-
stulanten ist durchaus richtig und
wichtig, aber so nicht zu erreichen.

Votum von Gemeinderat Christoph Spiess: Stromsparen
nützt nichts, solange die Bevölkerung ständig wächst!
Sinngemässe Zusammenfassung
eines frei gehaltenen Votums.
Von all den Atomausstiegs- und
Stromsparmotionen der Linkspar-
teien ist die vorliegende Motion,
mit der eine laufende Reduktion
des Gesamtstromverbrauchs um
jährlich ein Prozent verlangt wird,
weitaus der beste Vorstoss. Darin
kommt nämlich die Einsicht an
den Tag, dass jeder Energieumsatz
unsere Mitwelt belastet. Wir
Schweizer Demokraten verstehen
allerdings nicht, weshalb die Grü-
nen und die Sozialdemokraten so
etwas fordern können, zugleich
aber in Hurraschreie ausbrechen,

wenn die Bevölkerung jedes Jahr
um ein Prozent oder mehr wächst.
Mehr Menschen brauchen zwangs-
läufig auch mehr Strom. Alles was
wir mühsam einsparen, wird von
der Masseneinwanderung über-
kompensiert. Die ökologisch posi-
tive Wirkung wird sozusagen
«weggefressen» – und damit auch
die Motivation der Bürgerinnen
und Bürger zum Energiesparen.
Meine Damen und Herren von SP,
GP und GLP, wir unterstützen Eu-
re energiepolitische Linie, aber Ihr
solltet endlich nicht nur eine 2000-
Watt-Gesellschaft fordern, sondern
auch eine 5-Millionen-Schweiz!

Am wunderschönen Samstagmor-
gen, den 19. Mai 2012, versammel-
ten wir uns zu einer Standaktion in
der Stadt Wädenswil am tiefblauen
Zürichsee.
Uns wurde freundlicherweise von
der Stadt Wädenswil ein Stand in-
mitten des Wochenmarktes kos -
tenlos zur Verfügung gestellt. An
diesem besagten Morgen hatten
wir die Gelegenheit, diverse Ge-
spräche mit der Wädenswiler Be-
völkerung zu führen. Grundlegend
war diese sehr erfreut, dass die
Schweizer Demokraten (SD) end-
lich wieder aktiv werden und wie-
der von sich hören lassen. Wir ver-
teilten «Gipfeli» und unsere Mo-
natszeitung. Zirka 500 Stück des
«Schweizer Demokraten» fanden
regen Anklang bei der Bevölke-
rung. Es handelte sich hierbei also
um eine sehr erfolgreiche Aktion.

Standaktion in Wädenswil

Andreas Stahel, Präsident 
SD Kanton Zürich, Wädenswil

Kanton Zürich

«Schweizer Demokrat» – eine
kämpferische Zeitung

Haben Sie nicht auch häufig den
Eindruck, dass Zeitungen, Radio
und Fernsehen immer einförmiger
und mit politisch linksgerichteter
Tendenz berichten? Dass der
Druck, von politisch korrekten
Schreiberlingen vorgestanzte
Kommentare wiederzugeben, im-
mer grösser wird? Dass die politi-
sche und wirtschaftliche Abhän-
gigkeit von Journalisten und Re-
daktionen immer weiter zunimmt?

In den letzten Jahren hat sich die
Konzentration der Zeitungsverlage
immer stärker beschleunigt. Hin-
zu kommt ein enger werdender
Anzeigenmarkt, der diesen Prozess
noch verstärkt. Redaktionen fusio-
nieren ohne Rücksicht auf die kul-
turelle und politische Identität ih-

rer Zeitung, während traditionsrei-
che Titel über Nacht vom Markt
verschwinden. Die Monatszeitung
«Schweizer Demokrat» schwimmt
hier gegen den Trend des konfor-
mistischen Journalismus unserer
Zeit. Wir sind eine der letzten
überregionalen verlagsunabhängi-
gen Zeitungen der Schweiz. Für
unsere unbequeme, kritische Be-
richterstattung wird der «Schwei-
zer Demokrat» gelegentlich sogar
scharf angegriffen. Das nehmen
wir im Interesse unserer Leser und
unseres Verständnisses von unab-
hängigem Journalismus in Kauf.
Ich wünsche dem «Schweizer De-
mokrat» eine gute, sichere und ge-
sunde Zukunft.

Eric Weber, e. Grossrat, Basel

Aufgepasst !
Der «Schweizer Demokrat» gehört nach dem Lesen nicht ins Alt papier.
Bitte die Zeitung an Freunde und  Bekannte weitergeben oder an einem
belebten Ort (Restaurant, Wartsaal, usw.) mit dem Zeitungs namen nach
oben liegen lassen... für den nächs ten interessierten Leser!
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Wussten Sie…
…dass man sich in Grossbritan-
nien auf Staatskosten beerdigen
lassen kann? Man muss sich bloss
für eine Organspende bereit erklä-
ren.
Damit sollen zwei Fliegen mit ei-
ner Klappe geschlagen werden:
– verarmte Menschen brauchen

sich nicht mehr Sorgen um eine
würdige Bestattung zu machen;

– der Mangel an Spenderorganen
soll damit behoben werden!

…dass das überschuldete Grie-
chenland eigentlich sehr reich ist?
– Die Ägäis ist reich an Erdöl und
Erdgas! Nach unabhängigen Ex-
perten sollen mehrere Milliarden
Barrel Öl ohne allzu grosse
Schwierigkeiten erschlossen wer-
den können. An der Suche nach Öl
und Erdgas ist vor allem der ameri-
kanische Konzern «Noble Energy»
beteiligt. Es scheine das Motto zu
gelten: «Die Europäer sanieren –
die Amerikaner kassieren.»
Richtig verdienen würden jeden-
falls die privaten Energieriesen!

…dass das Bankhaus «Goldman
Sachs» an den Schalthebeln der
Macht in Europa sitzt. Nach inof-
fiziellen Angaben soll «Goldman
Sachs» Kreditversicherungsderi-
vate mit einem Risikovolumen von
mehr als 2 Billionen Dollar hal-
ten. Das ist eine 2 mit 12 Nullen
hintendran! Deshalb ist es für die-
ses Bankenimperium so wichtig,
dass überall dort ihre Vertrauens-
leute sitzen, wo bestimmt werden
kann, wer beim Eintreten des Risi-
kofalles die Kosten zu tragen hat:
Die Staaten, das heisst die Steuer-
zahler oder die Bankenwelt respek-
tive die Hochfinanz.

– Mario Draghi, der neue Chef der
EZB war von 2002 bis 2005 Vize-
präsident bei «Goldman Sachs» in
London.
– Mario Monti, der neue Minister-
präsident Italiens war internatio-
naler Berater von «Goldman
Sachs.»
– Peter Sutherland, der EU-Wett-
bewerbskommissar war Präsident
von «Goldman Sachs internatio-
nal» und ist Aufsichtsrat des Kon-
zerns.
– Lucas Papademos, der neue grie-
chische Ministerpräsident ist Mit-
glied der trilateralen Kommission
und war als solches beim Eintritt
Griechenlands in die EU mit den
Vertuschungsgeschäften verhängt.
– Petros Christodrulos, der Ver-
walter der griechischen Staats-
schulden ist ein ehemaliger Bör-
senmakler von «Goldman Sachs»
usw. usf.

In der Finanzwelt wird «Goldman
Sachs» als Vampir-Tintenfisch be-
zeichnet, der mit seinen Tentakeln
nach der Macht greift und alles
(und uns alle) aussaugt.

Bei «Goldman Sachs» scheint
die Devise zu gelten:
«Occupy governments!»

…dass sich das deutsche Bundes-
land Nordrhein-Westfalen der An-
stiftung zum Diebstahl und der
Hehlerei schuldig gemacht hat!
Es ist bekannt, dass Armut ein gu-
ter Nährboden für kriminelle Ver-
gehen ist. Das ist auch der Hinter-
grund für das Abgleiten eines gan-
zen Bundeslandes in die Kriminali-
tät. – Immer mehr Sporthallen,
Theater und Museen werden 

Überbauung in Siegburg – Gemeinde mit der höchsten Verschuldung in Nord-
rhein-Westfalen.

Zwei Straftäter haben die CS über
Jahre auf Bestellung bestohlen
und die Daten gegen eine Ent-
schädigung von 2,5 Mio. Euro an
die deutschen Steuerbehörden ge-
liefert. 
Rund 1000 deutsche Kunden der
CS wurden so in Schwierigkeiten
gebracht. – Die Credit Suisse ver-
lor ein weiteres Stück ihrer Glaub-
würdigkeit, obwohl sie ausserge-
richtlich 150 Mio. Euro sozusagen
als Schweigegeld an NWF bezahlte.

Sollen wir uns darüber empören? –
Frankreich, die USA und die deut-
sche Bundesregierung sind mit
dem schlechten Beispiel vorange-
gangen und unser Bundesrat hat
noch immer Hemmungen, «der
Katze Büsi» zu sagen.
Was braucht es wohl noch, bis wir
unsere Rechte und unsere Würde
energisch zu verteidigen begin-
nen?

Tino Giacomo

in Deutschland geschlossen.
Schwimmbäder verrotten und bei
Bussen und Bahnen wird im öf-
fentlichen Nahverkehr drastisch
gespart. In NWF ist die Finanznot
der Kommunen am grössten; 138
von 396 haben bereits einen Not-
 haushalt und die Schulden werden
immer grösser. Da die Bundesre-
gierung nach wie vor gross zügig
Milliarden von Euro zur Stopfung
der Löcher der verschuldeten EU-
Staaten auswirft, ist dies nicht wei-
ter verwunderlich.

Deshalb ist es verständlich –
aber nicht zu entschuldigen –
dass die deutschen Steuerbe-
hörden zum Mittel der Beste-
chung greifen, um an Steuer -
daten ihrer «teuren» Mitbürger
heranzukommen, auch wenn
diese im benachbarten «Freun-
desland» vermeintlich in Si-
cherheit sind.

Saas-Fee – Bitte keine Zubetonierung und Anbiederung an die EU
Auf dem Weg nach Saas-Fee lassen
steile Berghänge und tiefe
Schluchten die Naturkräfte erah-
nen, welche hier wirken konnten.
Das autofreie Dorf Saas-Fee hat
seinen urchigen Charakter trotz
moderner Infrastruktur bewahren
können. Mit ihren alten Walliser
Holzhäusern und Stadeln haben
auch die umliegenden Dörfer ihren
urtümlichen Charakter behalten.
Leider sieht man auch in Saas-Fee
viele Häuser, die vollkommen leer
sind. Es ist das Problem der Feri-
enwohnungen, die pro Jahr wäh-
rend dreier Wochen benutzt wer-
den und sonst leer rumstehen und
die Natur verschandeln.
Das ist schlimm. Die Natur schreit
um Hilfe.

Saas-Fee, auch die Perle der Alpen
genannt, ist ein verträumtes Berg-
dorf. 1984 wurde dort der weltbe-
rühmte Weihnachtssong «Last
Christmas» aufgenommen. Da-
mals war das entsprechende Cha-
let noch frei stehend. Heute ist es
von sechs anderen Häusern um-
ringt. Hässlich!
Es waren die Bahnen und Skilifte,
die ab 1950 zu einem grossen Auf-
schwung führten und das kleine
Gletscherdorf zum viel besuchten
Kurort werden liess. 1850 kamen
jene kühnen Männer, meistens
Engländer und Schweizer Berg-

führer, die die Viertausender erst-
mals bezwangen. Dann folgten auf
dem Fuss die Hotelpioniere und
auch die Bahnbauer, die dem Som-
merferienland immer grössere Be-
sucherscharen zuführten. Schliess-
 lich kamen die Förderer des Win-
tertourismus. Am Ende wurde die
ganze Landschaft mit Ferienhäu-
sern verbaut und die Einheimi-
schen biedern sich Europa an,
 indem beim Ortseingang Abstim-
mungsresultate aufgehängt wer-
den, die positiv für die EU waren.
Es gibt immer mehr kritische Zeit-
geister, die diese Entwicklung an-

prangern und für äusserst gefähr-
lich halten. Die Zukunft ist offen.
Es sei Saas-Fee und seiner Umge-
bung gewünscht, dass es seine Ei-
genheit nicht verliert, dass nicht
alle Bergtäler zubetoniert werden
und dass man sich einer EU nicht
anbiedert, der man gar nicht ange-
hört. Die Mehrheit der Schweizer
will die Neutralität und den
Schweizer Franken nicht aufge-
ben. So wird die Schweiz auch
während der nächsten 50 Jahre
nicht der EU angehören. Und das
ist gut so.

Eric Weber, e. Grossrat, Basel

Keine weitere Ausschüttung von Bauland!
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Bundesrätin empfängt «Sans-Papiers»

dig sei es! Klar, kein Stundentakt
von Bus und Bahn, kein Handy-
empfang, keine Frauen zum An-
quatschen, kein Handel, keine Re-
staurants und Läden, wo unsere
Gelder ausgegeben werden können
(warum brauchen die Taschen-
geld?) sondern nur Massenlager.
Aber der Schweizer Soldat lebte
dort auch wochenlang! Bei den
«Asyltouris ten» würde sich
schnell die Spreu vom Weizen
trennen, wenn diese in einer alten
Gotthardfestung übernachten
müssten! Ein echter Asylant wäre
um jede Unterkunft froh!
Übrigens: Wurden Sie schon von

einem Bundesrat besucht oder
konnten Sie schon einmal zu ei-
nem Bundesrat vortreten, um den
täglichen Kummer und die Sorgen
vorzutragen? Konnten Sie im Aus-
land einen Minister besuchen, um
sich über sein Land zu beklagen?
Ich denke, wohl kaum! Auch das
nachträgliche Pressestatement war
unter jedem Hund! Es tönte aus
dem Mund von Bundesrätin Som-
maruga ähnlich wie: «Ich würde
diese am liebsten sofort legalisie-
ren, leider ist es momentan nicht
möglich, solches dem Volk
schmackhaft zu machen!»

Fridolin Bühler, Weesen

Die 13 scheint wirklich eine Un-
glückszahl zu sein und zwar genau
genommen der 13. März 2012. An
diesem Tag empfing unsere Justiz-
ministerin «Sans-Papiers». Man
stelle sich das vor, unserem Bun-
desrat sind die Anliegen der Illega-
len wichtiger als die Kummer und
Sorgen der Schweizer! Man fühlt
sich in die früheren 1990er-Jahre
zurückversetzt, wo die Bundesräte
Koller und Metzler lieber Aufnah-
mezentren von Asylbewerbern be-
suchten, als sich um die Sorgen
der Schweizer Bevölkerung zu
kümmern! Was würde mit uns pas-
sieren, wenn wir im Ausland als Il-
legale einfach einen Minister besu-
chen würden? Wenn man uns in
das nächste Flugzeug setzen wür-
de, wäre es vermutlich noch sehr
gut gegangen!

Es ist auch kein Geheimnis, welche
Linken und Netten Helfershelfer es
diesen «Sans-Papiers» ermöglicht
hatten, diesen Besuch abzustatten!
Solche Organisationen, die immer
behaupten, den Arbeiter zu vertre-
ten, aber eigentlich nur beim Ar-
beiter kassieren, nachher ist der
Arbeiter denen egal! Es gibt ge wis-
se Organisationen, die nützen die
Schwäche der Justizministerin
grenzenlos aus und wollen mit Hil-
fe dieser Bundesrätin das Auslän-
dergesetz aufweichen! Auch hat es

sich schon weltweit herumgespro-
chen, dass es wieder einfacher ist,
in diesem Land auf Kosten ande-
rer ein gemütliches Leben zu füh-
ren. Die neusten Zahlen der
«Asyltouris ten» sprechen eine
deutliche Zahl! Diese Ministerin
lässt die Zügel schleifen. Aber man
kann nichts anderes erwarten,
wenn die Hände mehr auf den Ta-
sten eines Flügels herumgleiten!

Statt endlich Taten folgen zu
lassen und die Asylanträge zü-
giger zu bearbeiten, werden lie-
ber noch mehr Unterkünfte für
Asylanten gesucht. So werden
noch mehr «Asyltouristen» an-
gelockt!

Auch arbeitet man lieber aus «hu-
manitären» Gründen über Jahre
an den Anträgen. Man hat Angst
vor Kritiken von Organisationen
wie UNO, OSZE usw. Man produ-
ziert noch mehr Langzeitaufent-
halter und «Sans-Papiers».
Die Suche nach Unterkünften wur-
de an den VBS-Chef weiterdele-
giert. Dieser kann aber die ge-
wünschten Erstklasshotels nicht
anbieten, nur ehemalige Festun-
gen und Militärbaracken auf dem
Gotthard. Dies wollen aber weder
die «Asyltouristen» noch die Cli-
que, die sich mit den Migranten
beschäftigt. Nicht menschenwür-

Österreich braucht energieproduzieren-
de Industrie und sinkende Bevölkerung 

Die Vereinigten Staaten von Ame-
rika (USA) haben die Lehman-
Bank in den Konkurs entlassen
und haben so WELTWEIT etwa 500
Milliarden Dollar abkassiert.
Um einen Wirtschaftszusammen-
bruch zu vermeiden, haben viele
Staaten der Welt die Staatsschul-
den erhöht, um eigene Banken zu
retten.
Bei der für Deutschland wichtigen
Autoindustrie wurde die Kurzar-
beit eingeführt. Der Kauf neuer
Autos und die Verschrottung der
alten Autos wurde in Deutschland
vom Staat gefördert. Die Autoindu-
strie produziert Energieverbrau-
cher und ist eine energieverbrau-
chende Industrie.
Dänemark fördert schon seit Jahr-

zehnten die energieeinsparenden
und energieproduzierenden Indu-
strien.
Die Wärmedämmung der Gebäude
und der Einbau besserer Fenster
verringert den Energieverbrauch
für die Raumheizung. Warmwas-
ser-Sonnenanlagen (WW-SA) lie-
fern einfach,bequem und billig die
Wärme für die Warmwasserberei-
tung und die Raumheizung.
Dänemark hat Windkraftwerke ge-
baut und eine neue Industrie ge-
schaffen, die Windkraftwerke baut.
Wie das Vorbild Dänemark zeigt,
schaffen die energieproduzieren-
den Industrien viele sinnvolle Ar-
beitsplätze und verringern die Ab-
hängigkeit von importierter Ener-
gie.

Es fehlt die Industrie, die Biogas-
anlagen mit Blockheizkraftwerken
(BHKW) baut. BHKW können den
elektrischen Strom dann liefern,
wenn die Windkraftwerke und
Sonnenstromanlagen wenig oder
keinen elektrischen Strom liefern.
Abfälle für die Biogasanlagen gibt
es auf der ganzen Welt. Biogasanla-
gen mit BHKW sind auch ein Pro-
dukt für den Export.
In Österreich wird im Haushalt (im
österreichischen Durchscnitt) 90
Prozent der Energie für die Raum-
heizung und die Warmwasserberei-
tung verbraucht (ohne Berück-
sichtigung des Energieverbrau-
ches für die Autos).

Mario Montanaro, Wien (Ö)

Illegale fordern mit Hilfe der rot-grünen Parteien ihre angeblichen
Rechte ein.

Adressänderungen
Die Post sendet nach Ablauf der
Nachsendefrist das an Sie adres-
sierte Exemplar der Zeitung
«Schweizer Demokrat» zurück
und meldet uns Ihre neue Adresse
nicht mehr.
Bitte melden Sie daher Ihre allfäl-
ligen Adressänderungen frühzei-
tig an SD, Postfach 8116, 3001
Bern, E-Post: schweizer-demokra-
ten@bluewin.ch
Sie sichern sich damit den lücken-
losen Empfang Ihrer Zeitung.

SD-Redaktion

Die Aktivierung der
Ventilklausel ist gut
– die Kündigung der
Personenfreizügig-
keit ist besser!

Regst Du Dich über die vielen Ausländer im Land auf? – Dann musst Du etwas dagegen tun!
SD-Volksinitiative für eine Stabilisierung der Gesamtbevölkerung – Ausländerabbau.

Jetzt Unterschriften sammeln !



Les habitants du Lignon et de Ver-
nier souffrent du bruit. Le Conseil
d’Etat renvoie la patate chaude à la
Confédération.
Nous sommes intervenus en dépo-
sant une résolution au Grand Con-
seil, pour que le Gouvernement in-
tervienne. En effet, des protections
contre le bruit de l’autoroute de con-
tournement, sur le pont de Vernier,
permettraient de réduire le bruit
pour des habitants du Lignon et de
Vernier.
Suite à sa dernière réunion hebdo-
madaire, mercredi dernier, le Conseil
d’Etat déclare qu’il a examiné la réso-
lution déposée par le MCG. Ce qui est
un bon point et une première victoi-
re pour les habitants. En revanche,
nous souhaitons que le Gouverne-
ment s’engage davantage pour les ri-
verains auprès de la Confédération,
qui gère les auto routes. Il nous est
indiqué qu’un projet d’assainisse-
ment, concernant les nuisances so-

nores, est prévu entre la frontière
vaudoise et le tunnel de Vernier.
Nous en déduisons que cela concerne
également le pont reliant Vernier à 
Aigues-Vertes. C’est ce tronçon qui
pose un réel problème.
Ce secteur sera mis à l’enquête en
2012 et, selon le Conseil d’Etat, «la
réalisation des mesures devrait en-
suite intervenir en 2014, conformé-
ment au délai légal fixé par l'Ordon-
nance fédérale sur la protection con-
tre le bruit, à savoir mars 2015 pour
les routes nationales».
Nous souhaitons donc que des mesu-
res judicieuses soient prises, afin de
répondre aux demandes légitimes
des riverains de Vernier.
Voici la résolution déposée par le
groupe MCG :
http://www.ge.ch/grandconseil/data/t
exte/R00560.pdf

Thierry Cerutti,
député du MCG, Vernier
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Une semaine de plus et Nicolas Sar-
kozy remportait l’élection prési-
dentielle. Versatiles électeurs fran-
çais! En effet, l’élection de François
Hollande constitue davantage un
rejet de la personne de N. Sarkozy,
qu’une adhésion enthousiaste aux
propositions du candidat socialiste.

Démagogique, comme toujours,
dans ce type de situation (…) Seu-
lement, cette fois, dans un contex-
te où ce (nouveau) serpent de mer
que l’on appelle la croissance est
singulièrement absent, en France
comme en Europe d’ailleurs. Com-
ment le nouveau président comp-
te-t-il appliquer son programme
dans ces conditions défavorables?
Une vingtaine de solides économi-
stes français, non affiliés à des or-
ganisations politiques, lui prédis-
ent un virage à 180 degrés très ra-
pidement  sans quoi ce sera la fail-
lite financière (1800 milliards
d’euros de dettes!) pour ce pays.
Les socialistes, arqueboutés sur
l’arsenal de leurs idées fausses, une
manie!, précipitent les Etats dont
ils ont la charge dans les abysses de
la débâcle, de la misère et du chô-
mage (…) Exemples: l’Espagne du

socialiste Zapatero: 25% de chô-
meurs dans un système financier
totalement explosé! Le Portugal où
les socialistes, encore!, ont plongé
le pays dans la faillite! Quand à la
Grèce de Papandreou (socialiste
toujours!) nous savons ce qu’il en
est!(…) Ce Parti vient d’ailleurs
d’être laminé aux élections législa-
tives du 6 mai dernier, passant de
44% à 13,5%!, les extrêmes entrant
au parlement avec une forte repré-
sentation. Devenu ingouvernable
(majorité introuvable), il est proba-
ble que cet état quitte la zone euro
et entraîne d’autres pays avec lui
(…) Et la France? La France suivra
la même voie si elle applique les
mesures préconisées par le Parti
socialiste et, si elle ne l’applique
pas, sera confrontée à des problè-
mes sociaux quasi insurmontables
et particulièrement inpopulaires.
L’état de grâce de Monsieur Hollan-
de pourrait être de courte durée!
Les élections législatives des 10 et
17 juin prochains seront d’ailleurs
très révélatrices à cet égard. Le
Front National – 18% à l’élection
présidentielle du 22 mai dernier et
6,5 millions d’électeurs! – fera-t-il
son retour à l’Assemblée nationale?

Pathétique mascarade – électorale française

L’UMP s’effondrera-t-elle? Et le
Front de gauche que préside un his -
trion rabique associé au Parti com-
muniste moribond le plus stalinien
que le monde occidental ait connu
va-t-il, lui aussi, contribuer à préci-
piter la France dans le chaos? C’est
probable. Un des deux Partis trot-
skystes (1,7% ensemble), Lutte
Ouvrière, décidant  prudemment,
afin de sauver les meubles, de prô-
ner le vote blanc. Et, pour termi-
ner, une image très symptomati-
que: lors du rassemblement impo-
sant (200’000 personnes) de la Ba-
stille, le soir de l’élection de F.

Hollande, on ne comptait plus les
drapeaux magrhébins, sud-améri-
cains ou autres, agités par des po-
pulations de toutes origines! (Le
nouveau président ayant décidé
d’octroyer le droit de vote munici-
pal à tous les immigrés, y compris
hors UE, dès 2013!) Est-ce là la pré-
figuration de ce qui attend prochai-
nement la Suisse, au regard de
l’immigration actuelle et des natu-
ralisations démentielles qui la ca-
ractérisent aujourd’hui? A méditer.
Vite, très vite!

Pierre-Maurice Vernay,
président DS/VD

Réponse du Conseil d’Etat à une résolution du MCG

Défendre les riverains contre 
le bruit

2000 francs accordés à un voleur de voitures 

Arrêtons de prendre les voyous
pour des victimes!

Nous sommes scandalisés par la déci-
sion du Tribunal fédéral, dans l’affaire
de la voiture volée et interceptée sur
l’autoroute A1. Cela revient à considé-
rer les policiers pour des criminels et
les voyous pour des victimes.
Nous tenons à affirmer notre soutien
au policier, qui a courageusement fait
son travail et qui est injus tement mis
en cause, tout en pensant à sa famille,
qui souffre de cette situation. Il n’est
pas tolérable qu’une personne ayant
fait son devoir et s’engageant contre
l’insécurité soit traitée de la sorte. Ce-
la illustre parfaitement le laxisme qui
règne en Suisse et attire les criminels
du monde entier. Un petit rappel des
faits. Le 17 avril 2010, des voyous ve-
nus de France qui roulent à grande
vitesse au volant d’une voiture volée
et de manière dangereuse, sont repé-
rés sur l’autoroute A1. Un policier,
courageusement, cherche à intercep-
ter ces délinquants et sort son arme.
Un membre du groupe, qui avait pris

et fait prendre des risques, décédera. 
Nous apprenons que le Tribunal fédé-
ral a annulé la décision de la justice
fribourgeoise qui avait classé la pro-
cédure visant le policier courageux.
C’est une honte. Au lieu d’être félici-
té pour son action responsable con-
tre des délinquants, ce policier est
gravement mis en cause.
Pire, on va donner 2000 francs d’in-
demnité au conducteur de la voiture
volée et la même somme au frère ju-
meau du passager décédé. C’est une
prime à la délinquance qui va, sans
nul doute, inciter les criminels à ve-
nir dans notre pays.
C’est la politique menée par la majo-
rité de droite (PLR) alliée à la gauche
(PS), qui favorise le crime en Suisse.
Nous devons nous opposer à cette
grave dérive, en faisant barrage aux
partisans du laxisme et en affichant
une vraie politique rupture.

Eric Stauffer,
candidat au Conseil d’Etat, Onex
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Le Gouvernement genevois n’a pas
compris les problèmes vécus par
les habitants de Vernier, en s’op-
posant à tout accès direct. Cette
mesure rend la vie impossible aux
résidents de notre commune.
Seul le MCG défend les habitants
de la commune et de Vernier-Villa-
ge. En lieu et place d’ouvrir une
concertation avec les riverains, di-
rectement impliqués et touchés
par les mesures prises par les Verts
et les socialistes, le Conseil d’Etat
trouve satisfaisante la fermeture de
l’accès, à l’entrée et la sortie de la
route de Vernier sur la route du
Nant-d’Avril.
Les riverains sont obligés depuis
décembre 2010 d’effectuer des ma-
nœuvres dignes de la conquête de
l’Ouest afin de sortir ou entrer
chez eux. Nonobstant des sérieux
désagréments que cela implique
pour tous ces résidents, le Conseil
d’Etat, dans son dernier point de
presse, ne tient pas compte des ha-
bitant, prétendant qu’il a répondu
aux souhaits des Verniolans. Ceux-
ci réclament la fin de cette mesure
de circulation absurde, mise en

place par des extrémistes furieux
de l’idéologie écologiste.
Le Conseil d’Etat oublie simple-
ment que les 345 pétitionnaires
ainsi qu’une large Partie de la po-
pulation de Vernier-Village deman-
dent simplement le contraire, soit
de pouvoir accéder sur la route de
Vernier directement par la route
du Nant-d’Avril et de pouvoir accé-
der à la route du Nant-d’Avril di-
rectement depuis la route de Ver-
nier.
Le Conseil d’Etat ne répond abso-
lument pas aux revendications ré-
digés dans la P 1771 tout comme
les trois conseillers administratifs
actuels qui nous ont conduits dans
cette impasse.
La population de Vernier-Village a
droit à des réponses, a droit à la vé-
rité, a droit à pouvoir entrer et sor-
tir de son domicile sans devoir em-
prunter le sentier du purgatoire!
Le MCG veille et veillera à ce que
ces habitantes et habitants puis-
sent enfin être entendus et écou-
tés.

Thierry Cerutti, conseiller
municipal, député et ancien maire

Le MCG se réjouit de l’aboutissement
du référendum municipal contre la
fermeture de 50 rues, en Ville de Ge-
nève; ce qui a été annoncé mercredi
2 mai par le Conseil d’Etat. 
Avec le GTE (Groupement transport
et économie), les habitants, les com-
merçants, le PLR et l’UDC, nous
avons obtenu ce succès.
En signant massivement ce référen-
dum, les habitants de la Ville ont ex-
primé qu’ils s’opposent à un projet

hors de prix (5 millions), réalisé sans
réelle concertation.
C’est une importante rupture avec la
catastrophique politique menée ac-
tuellement.
Le peuple aura ainsi le dernier mot,
ce qui a toujours été refusé en Ville
de Genève.

Carlos Medeiros, président
de la section MCG Ville de Genève

Pascal Spuhler, chef du groupe MCG
au Conseil municipal de la Ville

Référendum contre la fermeture de 50 rues 

Succès en Ville de Genève

Des enfants sont exclus d’un espace
de jeux par des individus alcoolisés.
Le MCG dénonce cette situation de-
puis plusieurs mois.
Le MCG avait dénoncé l’installation
de 40 hommes, requérants d’asile dé-
boutés (NEM), sous la salle des Fêtes
de Carouge dans un abri PC. Cet en-
droit, situé au centre de Carouge,
n’est pas du tout adapté.
Nous apprenons que, mardi 20 mars,
une mère de famille jouait dans le
parc pour enfants, situé jus te à côté
de la salle des Fêtes, lorsqu’un grou-
pe de dix requérants d’asile bières à
la main s’est approché. L’un d’eux a
commencé à vouloir manipuler le
tourniquet où se trouvait sa petite
fille. Effrayée, sa maman s’est inter-
posée et c’est avec insistance qu’elle
a dû demander à cet homme, visible-
ment alcoolisé, de bien vouloir partir
et laisser sa fille en paix. Un père de
famille, craignant que la situation ne
dégénère, est intervenu pour leur
prêter secours. Ensuite, les autres

parents et leurs enfants ont été con-
traints de quitter cet espace qui leur
est pourtant réservé.
Le MCG a également reçu d’autres
plaintes d’habitants du quartier, par
exemple de femmes qui craignent de
se rendre au parking souterrain du
théâtre. Il semble également qu’on
assiste dans ce lieu à une importante
consommation de stupéfiants.
Nous avions averti que cet abri PC,
converti en centre de requérants
d’asile déboutés, était une solution
dangereuse. En peu de  temps, nos
remarques sont confirmées.
Le MCG interviendra au Conseil mu-
nicipal de Carouge ce jeudi 22 mars,
pour demander la fermeture de ce
centre. Nous proposons également
son déplacement dans l’abri PC sous
le Ministère public, où la sécurité est
pleinement assurée et qui n’est pas
occupé à notre connaissance.

Sandro Pistis, président
de la section Carouge du MCG

Eric Stauffer, président du MCG

Abri PC sous la salle des Fêtes: les problèmes commencent

Familles agressées par des 
requérants d’asile à Carouge

Route fermée à Vernier

Les habitants ne sont pas entendus
par le Gouvernement

Lancement officiel de la campagne pour le Conseil d’Etat d’Eric Stauffer

10 points pour rétablir la sécurité à Genève
«Je déclare la guerre aux criminels»

La campagne officielle pour l’électi-
on au Conseil d’Etat du 17 juin vient
d’être lancée. Notre journal de cam-
pagne «Le Citoyen» va sortir de pres-
se dans deux jours. Vous en trouver-
ez la primeur en pièce jointe (format
PDF) ainsi qu’une des affiches qui se-
ra placardée à travers le canton.
Vous pourrez ainsi lire mon pro-
gramme en 10 points pour rétablir la
sécurité à Genève.
Face à la dégradation de Genève, face
à la politique irresponsable du Gou-
vernement, je propose une série de
mesures fortes que j’appliquerai ra-
pidement si je suis élu.
Mon programme comprend notam-
ment une proposition fondamentale:

– Installer en zone aéroportuaire 200
à 300 containers-cellules modulab-
les. Incarcérer les 450 criminels en-
viron, qui commettent plus de 60%
des délits crapuleux dans le canton,
en détention administrative pendant
18 mois pour insoumission (confor-
mément aux lois fédérales).
Je vais mettre tout mon énergie pour
que les habitants de Genève puissent
retrouver des conditions acceptables.
Aujourd’hui, l’insécurité est le défi
fondamental auquel Genève se re-
trouve confronté. L’effort de ma cam-
pagne et de mon action portera sur
ce problème. Sans solution à ce
fléau, rien ne se fera.

Eric Stauffer,
candidat au Conseil d’Etat, Onex

Bardonnex

Coup bas de la gauche contre
la démocratie

L’Alternative de gauche a réussi,
par une astuce, à saboter les pres -
tations de serment.
C’est un des éléments les plus sa-
crés de notre démocratie suisse: les
élus à une fonction tendent la
main, en disant «je le jure» ou «je
le promets», au moment de la pres -
tation de serment. Ainsi, l’élu
prend un engagement solennel.
Dans son nouveau règlement, qui
vient d’être révisé, le Conseil mu-
nicipal de Bardonnex indique que
«chaque conseiller, à l’appel de son
nom, peut lever la main droite». Il
ne sera plus nécessaire de prendre
un engagement formel par ce ge-
ste, qui sera facultatif, ouvrant ain-
si la porte au grand «n’importe
quoi». C’est un amendement de
l’Alternative de gauche de Bardon-
nex, qui a imposé cette modificati-
on inacceptable.
Ainsi, la prestation de serment va
perdre, à Bardonnex, tout son sens,
devenant une simple formalité fa-
cultative, ce que le MCG dénonce
avec la plus grande vigueur.
En Ville de Genève, un conseiller

municipal socialiste a déjà dérapé
en levant son poing; une conseillè-
re fédérale du même Parti a, elle
aussi, failli à son devoir en ne re-
spectant pas le serment et en refu-
sant de lever sa main droite.
Alors que la révision du règlement 
du Conseil municipal de Bardon-
nex s’est déroulée dans un esprit
constructif, nous nous trouvons,
en raison de cette innovation mal-
heureuse, face à une grave dérive
de la gauche. Avec un serment qui
devient une possibilité et n’engage 
plus l’élu, nous avons dépassé les
bornes de ce qui est supportable.
Bardonnex se retrouve ainsi, sans
doute, la seule commune de Suisse
à bafouer 721 ans de tradition.
Par respect envers nos électeurs, le
MCG s’oppose à ce serment «facul-
tatif» indigne de nos traditions.
Nous sommes prêts à lancer un ré-
férendum, si aucune autre solution
n’est possible.

Olivier Sauty,
conseiller municipal et député

Guillaume Sauty,
conseiller municipal et député
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Im «Tagesanzeiger » vom 13. April
wird Hans Hänseler, «ArealEnt-
wickler» aus Glattbrugg, in einem
ausführlichen Artikel von Bodo
Lamparsky so bezeichnet. Unter ei-
nem stolzen Porträt stellt Hänseler
Bemühungen um einen Abbruch
und Neubau des Ortszentrums von
Effetikon im weiteren Umfeld des
Bahnhofs dar. «Massiv dichter bau-
en» ist seine Parole. Von der Men-
schenfreundlichkeit seines Vorha-
bens «Mittim-Effretikon» ist er
überzeugt. So sehr, dass er schon
3,5 Millionen Franken eigenes
Geld in den Coup investiert hat.
Volle Unterstützung geniesst er da-
bei vom Stadtrat lllnau-Effretikon.
Dies besonders durch eine ihm zu-
gesicherte Subvention in der Grös-
senordnung von mehreren 10 Mil-
lionen Franken, nicht in bar aus
der Stadtkasse, sondern durch Ge-
währung der Baumasse-Ziffer auf
das Doppelte, von bisherigen 4 auf
unübliche 8. Das ist ein gefährli-
ches Geschenk von Bauland. Damit
will er ein grosses Areal mit klotzi-
gen Grossbauten überstellen, dar-
unter drei etwa 50 Meter hohen
Turmbauten.
Diese «schöne neue Welt» stellt er
als Wohltat für die Stadt dar. In die-
ser Behauptung hatte er jahrelang
die volle Unterstützung des dama-
ligen Stadtpräsidenten Martin Graf
(jetzt Regierungsrat) genossen, der

das Projekt als «umweltfreund-
lich» propagierte. Das jüngst dem
Gemeindeparlament vorgelegte
Postulat Thajmarin und Stiefel
(FDP) weist in dieselbe Richtung.
«Verdichtetes Bauen» ist aber in
der Regel für die Natur schädlich.
Es wird Wohnraum für mehr Men-
schen angestrebt; das bedeutet
mehr Umweltbelastung. Wohnen
in Hochhäusern zum Beispiel ist
teurer und verschwendet mehr
Energie (Liftmotoren sind Ener-
giefresser). Wer sich eine solche
Wohnlage leisten kann, besitzt
höchst wahrscheinlich noch ein
Auto, um mit ihm eine Zweitwoh-
nung «im Grünen» zu erreichen.
Das ist verständlich, denn die Leu-
te werden wohl kaum den Feier-
abend auf dem Balkon im Ver-
kehrslarm und Staub verbringen
wollen.
«Verdichtet» leben kann höchstens
erstrebenswert sein, wenn die Ein-
wohnerzahl des Ortes nicht wächst.
Die geltende Bau- und Zonenord-
nung gestattet schon genug bauli-
che Weiterentwicklung. Eine dar-
über hinausgehende Subventionie-
rung des Baubooms aus Gemeinde-
mitteln ist unnötig und schädlich.
Also lassen wir uns nicht, wie der
Stadtrat, vom verführerischen Rat-
tenfänger zu unbedachten Fehl-
schlüssen verleiten!

Peter Peisl, Effretikon

Sommarugas Respektlosigkeit
Bundesrätin Sommaruga will ver-
ständlicherweise «die Schuldigen
nicht benennen», welche mass -
geblich zum heutigen Chaos im
Asylwesen beigetragen haben.
Schliesslich handelt es sich bei der
Hauptakteurin Bundesrätin Wid-
mer-Schlumpf sozusagen um eine
Genossin einer befreundeten Par-
tei Sommarugas. Bereits Bundes-
rätin Widmer-Schlumpf entliess
damals fähige Leute aus dem BFM
(Bundesamt für Migration); sie be-
wies, dass sie die Grösse nicht hat-
te, sich konstruktiv zu arrangie-
ren. Nun geht es gewissermassen
um die Reorganisation des damali-
gen Umbruchs. Im Zusammen-
hang mit den politischen Unruhen
in Tunesien sei noch eine Aussage
von Bundesrätin Sommaruga, wel-
che sie in der Samstagsrundschau

vom 4. Februar 2012 auf Radio
DRS 1 machte, zitiert: «Die Tune-
sier sind nicht angewiesen auf die
paar Millionen für die Entwick-
lungshilfe aus der Schweiz.»

Ob solch arroganter Aussage sind
wohl die meisten Zuhörenden ent-
setzt, weil es sehr deutlich die Ge-
ringschätzung von Steuergeldern
vor Augen führt. Dies setzt folgen-
der Gedanke in Gang: Wenn Bun-
desräte/-rätinnen sich nicht bemü-
hen, mit ihren Beamten zusam-
menzuarbeiten, sollten sich diese
an deren hohen Abgangsentschädi-
gungen beteiligen müssen. Da-
durch würden Beamtenrauswürfe
à la Widmer-Schlumpf und Som-
maruga mit  Sicherheit sehr viel
seltener!

Marcus Stoercklé jun., Basel

Steuerabkommen mit
Deutschland, nein danke!

Leserbriefe

Der «Grundstück-Einsammler»
geht um

Deutsche Finanzbeamte haben die
CS systematisch ausspionieren las-
sen, was gemäss deutschen Juri-
sten auch in Deutschland ein straf-
barer Tatbestand ist. Obwohl der
diesbezügliche Haftbefehl der Zür-
cher Staatsanwaltschaft nur Sym-
bolcharakter hat, wurde die
Schweiz als Folge mit rüpelhafter
Steinbrück-Rhetorik eingedeckt.
Dies obwohl sich die Schweiz in
den Verhandlungen um das Steuer-
abkommen und der Forderung von
Nachverhandlungen (selbstver-
ständlich zum Vorteil Deutsch-
lands) wie gewohnt unterwürfig
gezeigt hat. Dabei würde Deutsch-
land einseitig von einem solchen
Abkommen profitieren.
Es ist nun allerhöchste Zeit, das
Image einer erpressbaren, ver-
handlungsschwachen Schweiz los-
zuwerden. Als erster Schritt müss-
 te Deutschland klargemacht wer-
den, dass wir uns keine Abkommen
aufzwingen lassen, garstige Töne
aus Berlin hin oder her. Deshalb
gehört das Steuerabkommen auf
Eis gelegt, und zwar aus folgenden
Gründen: Warum soll ein Abkom-

men mit einem Land, das unmit-
telbar nach dessen Ausarbeitung
bereits Nachverhandlungen for-
dert, geschlossen werden? Was ist,
wenn Deutschland – wie mehrmals
geschehen – ein mit uns geschlos-
senes Abkommen bricht? Wäre es
nicht klüger, mit einem Abkom-
men zu warten, bis die USA und
England (Kanalinseln) ihre Steuer -
oasen trocken gelegt haben? Dann
würden nämlich alle Finanzplätze
mit gleich langen Spiessen agie-
ren! 
Vom Ausland, speziell von der EU
und den USA, wird unser Verhalten
aufmerksam verfolgt. Ein erneutes
Einknicken unsererseits hätte un-
verzüglich neue Forderungen zur
Folge. Nach dem Finanzplatz wä-
ren unsere Versicherungen an der
Reihe. Dann käme in harschem
Ton die erneute Forderung nach
Steuerharmonisierung und auto-
matischer Übernahme von EU-
Recht. Und bald wäre unser hoher
Lebensstandard «passé», das heisst
auf EU-Niveau abgesunken!

Otto Weiersmüller, Uetikon

Zensur in der Schweiz?
Kürzlich hat eine Zeitung über den
Kriminaltourismus offen geschrie-
ben und dies mit einem Symbol-
bild hinterlegt. Wenn aber die
Presse die Wahrheit ans Licht
bringt, gefällt dies einer Gruppe
von Gutmenschen nicht, sodass die
entsprechende Zeitung im grossen
Masse eingeklagt wird. Das Ganze
war sogar international organi-
siert. Ähnlich ist es in Internetfo-
ren. Wer die Zusammenhänge be-
schreibt, wird verwarnt oder ge-
sperrt. Gutmenschen können aber
weiter behaupten, die Schweiz ver-
trägt noch mehr Menschen, noch
mehr Entwicklungshilfegelder for-
dern und die wahren Zusammen-
hänge in Abrede stellen. Vermut-
lich alles solche, die dem Land sel-
ber auf der Tasche liegen. An ge-
wissen Arbeitsplätzen werden
sogar Anhänger der Schweizer De-
mokraten schlechter qualifiziert
und sogar gedemütigt!
Tatsache ist aber, diesen Winter
fanden Einbrüche fast im Minuten-
takt statt. Man fühlt sich in diesem
Land nicht mehr sicher. Die Alpen-
festungen wurden aufgehoben,

aber mittlerweile muss man die
Wohnungen zu einer Festung aus-
bauen. Wohnungen müssen bis
zum 3. Stock vergittert werden!
Glücklich ist, wem die Wohnung
gehört. Aber viele Vermieter und
Anwohner möchten dies nicht. Es
könnte das «schöne» Bild der Sied-
lung stören! Es sind genau solche,
die einem Einbruchsopfer am we-
nigsten beistehen. Als Selbstbe-
troffener kann ich sagen, der seeli-
sche Schaden nach einem Ein-
bruch ist grösser als der materielle
Schaden und dauert über Monate
an. Wenn man an einer Schnitt-
stelle von vielen Kantonen wohnt,
ist der Ärger über den Kantons-
wahn fast grösser als über die Ein-
brecher! Wann kommt endlich ei-
ne Bundespolizei? Mittlerweile ha-
ben einige Kantone gemerkt, man
sollte wieder eine Grenzkontrolle
einführen. Nur sind es merkwürdi-
gerweise diese Kantone, die vorher
ein Öffnen von Tür und Tor am ve-
hementesten forderten! Man muss
schon fragen, wo das Hirn ist. In
Brüssel?

Fridolin Bühler, Weesen
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